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Niederschrift 

 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Oberhausen-
Rheinhausen 

 
am 27.06.2016 um 18.00 Uhr 

 
1. Vorsitzender:  Bürgermeister Martin Büchner 
2. Gemeinderäte:  
 
 
 
 
 
 

Andreas Aumüller, Pascal Bechtel, Peter Brand, 
Katharina Egenberger, Florian Häfele, Margareta 
Hartkorn, Peter Hoffmann, Norbert Horn, Katharina 
Korrmann, Tatjana Lindemann, Gudrun Metz, 
Werner Most, Heinz Nagel, Peter Prestel (ab 19.11 
Uhr), Karl Riegel, Hans Strubel, Matthias Werner, 
Margita Zieger, Thomas Zieger 

3. Beamte, Beschäftigte 
usw.: 

Dominic Sievert als Protokollführer 
Josef Maier, Jennifer Perino 

 
Nach Eröffnung der Verhandlung stellt der Vorsitzen de fest, dass zu der 
Verhandlung durch Ladung vom  16.06.2016 ordnungsgemäß eingeladen 
worden ist;  
 
Zeit, Ort und Tagesordnung für den öffentlichen Tei l der Verhandlung am  
24.06.2016 ortsüblich bekannt gegeben worden sind; 
 
Das Kollegium beschlussfähig ist, weil 20 Mitglieder anwesend sind. 
 
 
Es fehlten als beurlaubt: 
 
Martina Börzel, Hajo Böser, Peter vom Brocke 
 
nicht beurlaubt oder aus anderen Gründen: 
 
-- 
 
als Urkundspersonen wurden ernannt: 
 
Werner Most, Karl Riegel 
 
 
Hierauf wurde in die Beratung der auf der Tagesordn ung stehenden Punkte 
eingetreten und folgendes beschlossen: 
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Protokoll zur Sitzungsvor lage der Gemeinde Oberhausen -Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 1 öffentlich DS-Nr. GR74/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Bekanntgabe der in der nichtöffentlichen Gemeindera tssitzung am 31.05.2016 
gefassten Gemeinderatsbeschlüsse           
 
 
Der Gemeinderat fasste in seiner nichtöffentlichen Sitzung am 25.04.2016 folgende 
Beschlüsse: 
 
1. Der Gemeinderat stimmte der Veräußerung eines Teilstücks eines 

Grundstücks von ca. 35 m² zu.  
 
2. Der Gemeinderat beschloss das Anwesen Silcherweg 2 im Ortsteil 

Oberhausen zur Unterbringung von Flüchtlingen zu erwerben. 
 
 Der Gemeinderat beschloss das Anwesen Hildastraße 13 im Ortsteil 

Oberhausen zur Unterbringung von Flüchtlingen zu erwerben. 
 
3. Der Gemeinderat stimmte der unbefristeten Übernahme von mehreren 

Mitarbeiterinnen zu. 
 
 
Diese Beschlüsse werden gemäß § 35 Abs. 1 GemO bekannt gegeben und zwar in 
der in diesem Paragrafen vorgeschriebenen Form, d.h. ohne Abstimmungsergebnis 
und ohne Bekanntgabe des Verlaufs. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 2 öffentlich DS-Nr. GR75/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Vorstellung der Kriminalstatistik und der Unfallbil anz der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen des Jahres 2015           
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  erläutert kurz die Sitzungsvorlage dieses 
Tagesordnungspunktes. Das Polizeirevier Philippsburg erstellt jährlich eine Statistik 
zu den in den einzelnen Gemeinden in einem Jahr angezeigten Straftaten und 
Verkehrsunfällen.  
 
In der Gemeinderatssitzung sind Herr Kremer, Polizeioberrat, Leiter des 
Polizeireviers Philippsburg sowie Herr Moll, Polize ihauptkommissar, Leiter des 
Polizeipostens Bruhrain anwesend , um dem Gremium die Einsatzlage ausführlich 
zu erläutern und für Fragen zur Verfügung zu stehen. 
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Kurzüberblick zur Kriminalstatistik 2015 
 
Im Jahre 2015 wurden in der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen insgesamt 
277 Straftaten begangen und bei der Polizei angezeigt. Dies bedeutet einen 
Rückgang gegenüber dem Vorjahr bei allen Straftaten (2014 = 293 Straftaten) um ca. 
5,5 %. Angestiegen ist jedoch im gleichen Zeitraum die sogenannte 
Straßenkriminalität. Diese belief sich im Jahr 2015 auf 81 Fälle (Vorjahr 2014 = 64 
Fälle). 46,6 % der Straftaten wurden aufgeklärt. Die Aufklärungsquote stieg 
gegenüber dem Vorjahr 2014 um 3,3 %. 
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Insgesamt handelte es sich bei allen Straftaten um 119 Täter, wovon 86 der 
deutschen und 33 einer anderen Nationalität angehörten. Von den 119 Tätern waren 
91 Personen männlichen und 28 Personen weiblichen Geschlechts. 22 Täter waren 
dabei unter 21 Jahre. Insgesamt beträgt die Häufigkeitszahl der Straftaten in 
Oberhausen-Rheinhausen 29. Im Vergleich dazu in Deutschland 74, in Baden-
Württemberg 56, im Landkreis Karlsruhe 40 und im Revier 36. Die Häufigkeitszahl 
gibt an, wie viel Personen je 1.000 von einer Straftat betroffen sind. Die 
Sicherheitslage in Oberhausen-Rheinhausen ist damit auch im Vergleich zu den 
Gemeinden Waghäusel, Philippsburg und Graben-Neudorf als sehr gut zu 
bezeichnen.  
 

Kurzüberblick zur Unfallbilanz 2015 
 
Im Jahre 2015 ereigneten sich auf Gemarkung Oberhausen-Rheinhausen insgesamt 
161 Verkehrsunfälle. Die Zahl stieg gegenüber dem Vorjahr 2014 (156 
Verkehrsunfälle) um 5 Unfälle (3,2 %). Glücklicherweise war im Jahr 2015 kein 
Menschenleben zu beklagen. Insgesamt ereigneten sich 13 Unfälle mit 
Personenschaden, wovon 7 innerorts und 6 außerorts erfolgten. 13 Personen 
wurden bei den Unfällen leicht und 3 Personen schwer verletzt. Unter den Verletzten 
befanden sich 3 Fußgänger. 
Darüber hinaus ereigneten sich im Jahr 2015 insgesamt 2 Verkehrsunfälle (Vorjahr 
2014 = 7 Verkehrsunfälle) mit Radfahrern. 
 
Innerorts verteilten sich die Verkehrsunfälle entlang der Hauptverkehrswege. 
Bauliche Probleme mussten in keinem Fall als Unfallursache festgestellt werden. 
 
Nach den Ausführungen von Herrn Kremer und Herrn Moll  bedankt sich 
Bürgermeister Büchner für den ausführlichen Vortrag und bittet die Fraktionen um 
deren Stellungnahmen. 
 
Gemeinderätin Lindemann (CDU) bedankt sich für den Vortrag und kann dem 
Beschlussvorschlag zustimmen. 
 
Gemeinderat Zieger (FÖDL) spricht ebenfalls seinen Dank aus. Die Fraktion der 
FÖDL kann dem vorgelegten Beschlussvorschlag zustimmen. 
 
Gemeinderat Brand (SPD) und die Fraktion der SPD bedanken sich ebenfalls beim 
Herrn Kremer und Herrn Moll für die Darstellung der Sachlage und stimmen dem 
Beschlussvoschlag zu. 
 
Gemeinderat Hoffmann (FW) spricht abschließend ebenfalls seinen Dank aus und 
kann dem vorgelegten Beschlussvorschlag zustimmen. 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig die Kriminalstatis tik und die Unfallbilanz 
der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen des Jahres 2015  zur Kenntnis. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  
Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 3 öffentlich DS-Nr. GR76/2016 
Fachamt: Bauamt  zur Beschlussfassung  
7. Änderung des Bebauungsplans 'Weiherweg, Teilbere ich II'  
- Beschluss über die während der erneuten Offenlage  und der betei ligten 
Träger öffentlicher Belange nach §3 Abs. 2 BauGB ei ngegangenen 
Stellungnahmen 
- Satzungsbeschluss      
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  geht zunächst sehr ausführlich auf den Sachverhalt der 
Sitzungsvorlage ein. Der Gemeinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
25.04.2016, TOP Nr. 6, DS-Nr. GR42/2016, nach Behandlung der eingegangenen 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange, im 
Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB und der Öffentlichkeit im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB, die erneute Auslegung und Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange aufgrund der sich geänderten 
Konzeption der Bebauung beschlossen. Ursprünglich war die Ausweisung eines 
Mischgebiets für die Bebauung mit kleineren Gewerbeeinheiten sowie Wohnnutzung 
vorgesehen. Die jetzige 7. Änderung sieht die Bebauung mit zwei 
Mehrfamilienhäusern zur Unterbringung von Flüchtlingen in einer 
Gemeinschaftsunterkunft des Landkreises vor. 
Dafür soll das ursprünglich von einem Fensterbaubetrieb genutzte Grundstück mit 
der 7. Änderung des Bebauungsplans neu geordnet werden. Insgesamt ist die 
Unterbringung von maximal 288 Menschen vorgesehen. 
 
Die Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 09.05.2016 bis zum 10.06.2016 wurde im Mitteilungsblatt der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen Nr. 17 vom 29.04.2016 veröffentlicht. In dieser Zeit wurde 
den Bürger/innen erneut die Möglichkeit gegeben, ihre Bedenken und 
Einwendungen, zur 7. Änderung des Bebauungsplan „Weiherweg, Teilbereich II“ zu 
äußern. 
 
Die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden ebenfalls 
erneut mit Schreiben vom 28.04.2016, mit der Gelegenheit zur Abgabe einer 
Stellungnahme bis zum 10.06.2016, am Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. 
 
 

Ergebnis der Beteiligung der Träger öffentlicher Be lange und Bürger 
 
Während der zweiten Beteiligung gingen Stellungnahmen von Seiten der Behörden 
bei der Gemeindeverwaltung ein. Diese wurden in die nachstehende Synopse 
übertragen. Von Seiten der Bürgerinnen und Bürger wurden keine Stellungnahmen 
abgegeben. 
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2. Offenlage 
7. Änderung des Bebauungsplans „Weiherweg Teilberei ch II“ 

Ergebnis der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie d er Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belan ge 
 

- Abwägungs- und Beschlussvorschläge - 
1.  Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belan ge im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB 
 

Nr. 
Behörde  
Datum 

Stellungnahme der Behörde  
Anregungen von Bürgern 

Abwägung  
 

Entscheidung 
Beschlussvorschlag 

1 Große Kreisstadt Waghäusel  
 
Schreiben vom 29.04.2016 

Keine Äußerung Kenntnisnahme  
 
 

Kenntnisna hme 

2 Handwerkskammer Karlsruhe  
 
Schreiben vom 18.05.2016 

Nach Überprüfung der uns überlassenen 
Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass die 
Handwerkskammer Karlsruhe zur oben genannten 
erneuten Änderung des Bebauungsplans keine 
Anregungen oder Bedenken vorzubringen hat. 

Kenntnisnahme  Kenntnisnahme  

3 Polizeipräsidium Karlsruhe  
 
Email vom 23.05.2016 

Stellungnahme der städtebaulichen 
Kriminalprävention 
 
1. Sicherheit durch Stadtgestaltung 
„Das Bedürfnis nach öffentlicher Sicherheit zählt zu 
den Grundbedürfnissen und hat für das 
Wohlbefinden eine große Bedeutung. Das tägliche 
Erlebnis von Verwahrlosung, Vandalismus und 
Zerstörung kann Angst erzeugen. Daher kommt 
dem Erscheinungsbild im öffentlichen Raum der 
Städte und Gemeinden und in den Siedlungen von 
Wohnungsgesellschaften ein hoher Stellenwert 
zu.“ (Herbert Schubert, „Sicherheit durch 
Stadtgestaltung“, 2005) 
Prävention im baulichen Zusammenhang bedeutet, 
dass eine Strukturierung und Gestaltung des 
sozialen Raumes Risiken und Fehlentwicklungen 
möglichst ausschalten bzw. minimieren sollte. 
Durch das positive Beeinflussen des menschlichen 

 
 
 
 
Die Gemeindeverwaltung stimmt den 
Grundaussagen des 
Polizeipräsidiums zu. Bei der 
Planung neuer Baugebiete bzw. bei 
Änderungen wird daher 
insbesondere auch dem 
Erscheinungsbild ein hoher 
Stellenwert eingeräumt. Darüber 
hinaus achtet die gesamte 
Gemeindeverwaltung darauf, dass 
eine Verwahrlosung und Zerstörung 
innerhalb der Gemeinde nicht 
stattfindet. So kontrolliert der 
Außendienst regelmäßig die 
entsprechenden Örtlichkeiten und 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Verhaltens sollen kritische Verhaltensweisen oder 
Ereignisse verhindert, Tatgelegenheiten reduziert 
und das subjektive Sicherheitsgefühl der 
Menschen gestärkt werden. 
 
 
 
 
2. Lage 
Ziel und Zweck der Planung ist die Schaffung von 
Wohnraum insbesondere für Flüchtlinge und 
Asylbegehrende in der Gemeinde Oberhausen-
Rheinhausen. Das ursprünglich von einem 
Fensterbaubetrieb genutzte Grundstück soll mit 
der 7. Änderung des Bebauungsplans neu 
geordnet werden. Im hinteren Bereich entstehen 
Parkplätze sowie Bereiche für Spiel- und Freizeit. 
Für die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen sind 
zwei Baufenster vorgesehen, dessen Größe sich 
nach den bei der Gemeinde eingereichten 
Bauanträgen für die Wohnunterkünfte richtet. Das 
zweite Wohngebäude kann erst nach Beseitigung 
der derzeitigen Halle errichtet werden. Die PKW- 
und Fahrradstellplätze werden über die Straße am 
Weiherweg angefahren. 
 
2.1. Standort 
Es ist vorgesehen auf diesem Grundstück zwei 
Gemeinschaftsunterkünfte mit jeweils 144 
Bewohnern zu betreiben. 
 
2.2. Bewohner 
Bei einer Gemeinschaftsunterkunft handelt es sich 
um eine Sammelunterkunft für Asylbewerber, 
welche von den Erstaufnahmestellen (LEA/BEA) 
aus auf die Städte und Gemeinden verteilt werden. 
Die Personen warten dort auf die Bewilligung ihres 
Asylantrags. Wenn dieser bewilligt ist, werden die 
Personen die Gemeinschaftsunterkunft verlassen 

sorgt für einen sauberen Zustand. 
Darüber hinaus wurde ein 
Sicherheitsdienst beauftragt, der 
bereits im Vorfeld dafür sorgt, dass 
Vandalismus und 
Verschmutzungsschäden auf ein 
geringes Maß reduziert werden. 
 
 
Durch die 7. Änderung soll auf dem 
Grundstück die Bebauung mit 
Unterkünften für Asylbegehrende 
gestalterisch geregelt werden. Für 
die beiden Gebäude werden 
Freizeit- , Grün- und Spielflächen zur 
Auflockerung der Bebauung 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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und in andere Wohnunterkünfte umziehen. Jedoch 
spätestens nach einem Aufenthalt von 2 Jahren 
sollen die Bewohner in Anschlussunterkünften 
untergebracht werden. 
 
3. Stellungnahme 
Die Wohnumgebung wird erst dann zum sozialen 
Raum, wenn die Möglichkeit für Begegnungen und 
soziale Kontakte besteht. Diese Begegnungen 
finden im Alltag in der Öffentlichkeit oder in 
spezifischen Begegnungsstätten bzw. -
einrichtungen (Schulen, Kindergärten, Sportstätten 
etc.) statt. Durch diese Kontakte ist es den 
Bewohnern möglich sich mit ihrem Wohnumfeld 
und letztendlich mit dem neuen und unbekannten 
Land zu identifizieren. 
 
 
 
 
 
Die Identifikation mit dem Wohnumfeld ist somit ein 
wichtiger Schritt zu einer erfolgreichen Integration 
und einem damit verbundenen regelkonformen 
Verhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.1. Standort (zu Punkt 2.1) 
Eine kleinteiligere Verteilung innerhalb von 
bestehenden städtebaulichen Kontexten wäre in 
Bezug auf die Integration der Bewohner und die 

 
 
 
 
 
 
Die 7. Änderung lässt aufgrund ihrer 
großzügigen Freiflächengestaltung 
genügend Platz für soziale Kontakte. 
Neben einem großzügigen Innenhof, 
sieht der Bebauungsplan einen 
Spielplatz und Sportplatz im 
rückwärtigen Grundstücksbereich 
(zum Mähbruchgraben) vor. 
Schulen, Kindergärten und 
Sportstätten sind fußläufig oder mit 
ÖPNV zu erreichen. Eine 
Bushaltestelle befindet sich in 
unmittelbarer Nähe der geplanten 
Gebäude. 
 
 
Die räumliche Nähe zum 
angrenzenden Misch- und 
allgemeinen Wohngebiet mit hohem 
Anteil an Wohnnutzung lässt Raum 
für soziale Kontakte in unmittelbarer 
Nähe. Darüber hinaus besteht in der 
Gemeinde Oberhausen 
Rheinhausen ein Kreis von 
Ehrenamtlichen, der sich den 
Neubürgerinnen und Neubürgern 
annimmt und diese in die 
Gemeinschaft einführt. 
 
 
 
Die Gemeindeverwaltung teilt die 
Auffassung des Polizeipräsidiums, 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Akzeptanz der Bürger wünschenswert. 
Kleinräumige Netzwerke und die dadurch 
entstandene Integration in ein Wohngebiet sind die 
Voraussetzung für eine informelle Sozialkontrolle 
durch die Anwohner und einer daraus 
entstehenden Akzeptanz und dem Gefühl sich 
noch sicher im eigenen Wohnumfeld zu fühlen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine hohe Zahl an Fremden beeinflusst das 
subjektive Sicherheitsgefühl der Anwohner negativ, 
welches durch die Medienberichte über die Ankunft 
von Tausenden von Flüchtlingen bei vielen schon 
stark beeinträchtigt ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

wonach eine kleinteiligere Verteilung 
innerhalb von bestehenden 
städtebaulichen Kontexten in Bezug 
auf die Integration der 
Bewohner/innen und die Akzeptanz 
der Bürger/innen wünschenswert 
wäre. Dies wird auch im Rahmen der 
Anschlussunterbringung so von der 
Gemeinde umgesetzt. Tatsache ist 
jedoch, dass aufgrund der großen 
Anzahl der Menschen kleinteiligere 
Verteilungen innerhalb der 
Gemeinde aufgrund fehlender 
Wohnungen nicht möglich sind. 
Insoweit bleibt letztlich nur der Bau 
neuer größerer Einheiten, 
insbesondere im Bereich der 
Gemeinschaftsunterkünfte. 
 
 
Die Gemeinde ist nicht der 
Auffassung, dass Fremde das 
subjektive Sicherheitsgefühl 
beeinflussen. Wäre diese Aussage 
generell zutreffend, so wäre beim 
Großteil der Bevölkerung 
Auslandsaufenthalte generell 
ausgeschlossen. 
Richtig ist wohl, dass sich ein Teil 
der Bevölkerung vor Veränderungen 
fürchtet. Dem wird jedoch durch das 
Engagement der Ehrenamtlichen 
und Hauptamtlichen begegnet. 
 
Bei den geplanten Gebäuden 
handelt es sich um 
Gemeinschaftsunterkünfte (GU). Die 
Bewohner kommen direkt aus den 
Erstaufnahmestellen in die GU. Die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Die hohe Zahl von insgesamt 288 Flüchtlingen ist 
daher nicht zu empfehlen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Schaffung eines sozialen Milieus („Ghetto“) 
und die damit einhergehende soziale Isolation 
muss unbedingt vermieden werden, da dies sozial- 
und normabweichendes Verhalten begünstigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sozialisierung an europäische 
Verhältnisse sowie beginnende 
Integrationsmaßnahmen sollen vom 
Landkreis hauptamtlich beschäftigte 
Mitarbeiter übernehmen. Hierfür 
stehen 3,5 Stellen pro 100 
Bewohner inklusiv der 
Verwaltungsmitarbeiter zur 
Verfügung. Sie werden dabei durch 
ehrenamtliche Mitbürger/innen 
unterstützt 
 
 
Die „hohe Zahl“ resultiert aus der 
Anzahl der Menschen, die in  
Deutschland Schutz vor Krieg und 
Gewalt suchen. 
Die Gemeinde hat hierfür aufgrund 
ihrer Einwohnerzahl 210 GU-Plätze 
zur Verfügung zu stellen. Die 
Planung mit insgesamt 288 
Flüchtlingen deckt diesen Bedarf + 
Reserve ab. Auf der Gemarkung 
stehen keine Alternativgrundstücke 
zur Verfügung, die zeitnah bebaut 
werden können. 
 
 
Der Begriff Ghetto ist im 
Zusammenhang mit der 
vorgesehenen Planung 
unangebracht.  
Im Duden ist der Begriff Ghetto wie 
folgt definiert: 

- (meist abwertend) 
Stadtviertel, in dem 
diskriminierte Minderheiten, 
Ausländer oder auch 
privilegierte 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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3.2. Bewohner (zu Punkt 2.2) 
Die Asylbewerber warten in dieser 
Gemeinschaftsunterkunft auf die Bewilligung ihres 
Asylantrags, was bis zu ein paar Wochen oder 
Monaten dauern kann. Jedoch spätestens nach 
einem Aufenthalt von 2 Jahren sollen die 
Bewohner die Gemeinschaftsunterkunft verlassen. 
Daher handelt es sich hier um kurzfristige, aber 
auch um mittelfristige und langfristige Aufenthalte 
dieser Personen.  
 
Bei den Bewohnern handelt es sich um Familien 
mit Kindern und Jugendlichen, Alleinerziehende 
Mütter und alleinstehende Frauen und Männer, 
welche alle unterschiedlichen Anforderungen ans 
Wohnen haben. 
 
Es ist zu bedenken, dass die Menschen in der 
Regel keiner Tätigkeit nachgehen und daher ein 
großes Konfliktpotential aufgrund von Langeweile, 

Bevölkerungsschichten 
zusammenleben 

- bestimmter sozialer, 
wirtschaftlicher, geistiger 
o.Ä. Bezirk oder Rahmen, 
aus dem sich jemand nicht 
entfernen kann. 

 
Dies trifft auf die vorgesehene 
Planung nicht zu. Die beiden 
Gebäude sind offen gestaltet. Die 
dort lebenden Menschen haben 
Kontakt zur Bevölkerung. Darüber 
hinaus sind Freiflächen vorgesehen, 
an denen sich die Bevölkerung und 
die Bewohner treffen können und 
sollen. Gefördert wird dies, durch 
hauptamtliche sowie ehrenamtliche 
Mitarbeiter/innen. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Bereits die architektonische 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Perspektivlosigkeit, verschiedenen 
Herkunftsländern, verschiedenen Religionen, 
Traumatisierungen durch Kriegsgeschehen und 
engen Unterbringungsräumlichkeiten bestehen 
kann. Daher sollten von den Planern und der Stadt 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, die die 
Möglichkeit von sozialen Kontakten fördern, 
Aktivitäten von Gruppen gestatten und so die 
Integration und Identifikation mit dem Wohnumfeld 
ermöglichen, um sozial- und damit 
normabweichendes Verhalten nicht zu 
begünstigen. 
 
 
Aus kriminalpräventiver Sicht ist darauf zu achten, 
dass die Bewohnerschaft gemischt ist. Von einer 
rein männlichen Belegung raten wir aufgrund des 
hohen Konfliktpotentials untereinander ab. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist darauf zu achten, dass Kinder und Frauen in 
diesen Gemeinschaftsunterkünften als besonders 
schutzbedürftig behandelt werden. In diesem 
Zusammenhang verweisen wir auf die Checkliste 
„Mindeststandards zum Schutz von Kindern vor 
sexueller Gewalt in Flüchtlingsunterkünften“ 
(Herausgeber: Unabhängiger Beauftragter des 
Bundes für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs, organisatorisch an das 
Ministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend BMFSFJ angesiedelt) 
 
 

Aufteilung der Flächen garantiert, 
dass die vom Polizeipräsidium 
genannten negativen Effekte nicht 
eintreten werden. Die Außenanlagen 
sowie die Räumlichkeiten selbst 
fördern die sozialen Kontakte. 
Neben der Wohnnutzung sind 
weitere Räume für 
gemeinschaftliche Aktivitäten 
innerhalb der Gebäudes 
vorgesehen. 
 
 
 
 
 
Die Belegung erfolgt durch den 
Landkreis. Dieser wiederum erhält 
seine Zuweisungen vom Land. Es ist 
davon auszugehen, dass eine 
Durchmischung erfolgt. Dennoch 
wird ein Großteil der Bewohner 
männlich sein. Dies ergibt sich 
daraus, dass auch ein Großteil der 
Menschen, die hier in Deutschland 
ankommen, männlich sind. 
 
 
Die Gemeinde geht davon aus, dass 
der Landkreis die entsprechenden 
Richtlinien kennt und anwendet. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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3.3. Sonstiges 
 
3.3.1. Kontaktbüro 
Die Einrichtung eines Kontaktbüros vor Ort wird 
empfohlen. Am besten wäre eine Besetzung aus 
den Bereichen Verwaltung und Sozialarbeit. Eine 
durchgängige Besetzung wäre wahrscheinlich 
nicht verhältnismäßig, jedoch sollte es einen 
Bereitschaftsdienst geben und ergänzend dazu 
eine Sprechstunde vor Ort zu festen Uhrzeiten 
stattfinden. Zu beachten sind in diesem Fall die 
sprachlichen Barrieren und der Einsatz von 
Dolmetschern. 
 
3.3.2. Beteiligung der Bewohner 
Der Einsatz von „Hilfshausmeistern“ in Form von 
Beteiligung der Bewohner (z. B.: „Ein-Euro-Jobs“) 
ist in Bezug auf die Identifikation mit dem 
Wohnumfeld sehr empfehlenswert. Die damit 
einhergehende Übertragung von Verantwortung für 
das eigene Wohnumfeld fördert die soziale 
Integration. Dieser Einsatz ist z. B. im Bereich des 
LRA Calw schon sehr erfolgreich. 
 
3.3.3. Arbeitskreis 
Darüber hinaus wird empfohlen, seitens der 
Gemeinde einen Arbeitskreis einzurichten, der sich 
in regelmäßigen Abständen über die Situation der 
Flüchtlinge in den Unterkünften austauscht und 
dadurch in der Lage ist, auf Probleme zeitnah zu 
reagieren. Der Arbeitskreis sollte besetzt sein mit 
Vertretern aus Verwaltung, Sozialarbeit, 
Ausländerrat o.ä., Vertreter der Flüchtlinge und 
Polizei.  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Das Landratsamt stellt pro 100 
Personen 3,5 Stellen u.a. für soziale 
Betreuung zur Verfügung. Insoweit 
sind die Anregungen des 
Polizeipräsidiums erfüllt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Organisation für die 
Unterhaltung der Anlage unterliegt 
dem Landratsamt. Dieses wäre auch 
für die Einstellung sogenannter 
„Hilfshausmeister“ zuständig. 
 
 
 
 
 
Die Flüchtlingsbeauftragte der 
Gemeinde Oberhausen-
Rheinhausen koordiniert derzeit die 
ehrenamtlichen Aktivitäten. Dabei ist 
ein regelmäßiger 
Erfahrungsaustausch zwischen 
Verwaltung, Ehrenamtlichen und 
Bewohnern gegeben. Wie die GU in 
die bereits bestehenden Aktivitäten 
zu integrieren ist, wird sich zeigen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Gerne würdige ich zu gegebener Zeit die 
Entstehung der Gemeinschaftsunterkünfte für 
Asylanten im weiteren baulichen 
Planungsfortschritt aus kriminalpräventiver Sicht 
begleiten. 
 
 

 
 
 
Wir verweisen das Polizeipräsidium 
an das Landratsamt Karlsruhe. 
Sicherlich kann von dort aus die 
weitere Planung durch das 
Polizeipräsidium begleitet werden. 
 

4 Erdgas Südwest GmbH  
Email vom 03.06.2016 

Im Bereich der bestehenden Straßen (Weiherweg, 
im Mähbruch) und Wege, sowie innerhalb des 
Bebauungsplans sind Erdgasleitungen vorhanden, 
die in Abstimmung mit dem Straßenbaulastträger, 
bzw. Grundstückseigentümer verlegt wurden. 
Im Gebäude Weiherweg 35 befindet sich ein 
Erdgashausanschluss. 
Bei wesentlichen Änderungen der Höhenlage der 
Straßen-und Gehwegoberflächen (Abtrag >10cm, 
Auftrag >30cm) sowie bei anderen Maßnahmen, 
die die Gasleitungen tangieren, ist die Erdgas 
Südwest GmbH, technischer Service KSNN, 
Hermann-Löns-Straße 2,76669 Bad Schönborn, 
rechtzeitig in die Planung mit einzubeziehen, um 
der Kostenminimierung bei evtl. erforderlichen 
Umbaumaßnahmen oder um Planungen gerecht 
zu werden. Dasselbe gilt für evtl. Teilnahmen an 
Ausschreibungen von Bauleistungen. 
 
Sollten im Zuge dieser Maßnahme 
ausnahmsweise Umlegungen unserer 
Versorgungsleitungen erforderlich sein und hat die 
Gemeinde Ersatzansprüche gegenüber Dritten 
oder leisten Dritte. Zuschüsse, sind diese zur 
Minderung der Änderungskosten zu verwenden, 
soweit dies mit der Zweckbestimmung der 
geleisteten Zuschüsse in Einklang steht. Die 
Kostenerstattungsregelung für förmlich festgelegte 
Sanierungsgebiete gemäß § 150 Baugesetzbuch 
bleibt unberührt. Bei dinglich gesicherten 

Der Hinweis wird in die textlichen 
Festsetzungen mit aufgenommen. 
Der Bauherr hat sich entsprechend 
mit der Erdgas Südwest GmbH in 
Verbindung zu setzen. 

Kenntnisnahme  
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Verteilungsanlagen gilt die gesetzliche 
Folgekostenregelung (§ 1023 BGB). 
 
Ein Anschluss zusätzlicher Straßen, bzw. neue 
Netzanschlüsse an das vorhandene Netz ist 
technisch möglich; eine Entscheidung über den 
Ausbau kann jedoch erst anhand einer 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erfolgen, wenn ein 
entsprechender Bedarf für Erdgasanschlüsse 
besteht, bzw. keine Erschließung mit naher Wärme 
durch Dritte erfolgt. 
 
Bei neuen Erschließungsstraßen und-wegen sollte 
vorsichtshalber darauf geachtet werden, dass eine 
Trasse für eine Gasleitung vorgesehen wird. Bei 
Privatstraßen oder-wegen muss dann ein 
entsprechendes Leitungsrecht für die Gasleitung 
im Bebauungsplan eingetragen werden. 
 
Die Einhaltung der Baumschutzverordnung wäre 
vom Erschließungsträger zu veranlassen und zu 
bezahlen. 

5 Landratsamt Karlsruhe  
Email vom 09.06.2016 

Stellungnahme Amt für Umwelt und 
Arbeitsschutz – Naturschutz –  
 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen von 
Seiten der Naturschutzbehörde keine Bedenken, 
da der Bereich teilweise als Mischgebiet und 
überwiegend als Gewerbefläche ausgewiesen und 
entsprechend genutzt wurde. 
 
Den Unterlagen konnte entnommen werden, dass 
die ursprünglich auf dem Baugrundstück 
ausgeübte Nutzung eingestellt wurde und die noch 
vorhandenen Hallen zwischenzeitlich geräumt 
sind. Weitere Aussagen zur Beschaffenheit des 
Baugrundstückes waren den vorgelegten 
Unterlagen nicht zu entnehmen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Unter Ziffer 8 wurde dargestellt, dass weitere 
Umweltgüter durch die Bebauung nicht 
beeinträchtigt werden. Anhand eines uns 
vorliegenden Luftbildes – derzeit ist nicht bekannt, 
inwieweit der Zustand auf dem Luftbild noch 
deckungsgleich mit dem aktuellen Zustand ist – 
hält es unser Fachmann jedoch nicht für 
ausgeschlossen, dass sich auf den Flächen 
insbesondere Eidechsen befinden könnten. Auch 
bei Bebauungsplanverfahren nach § 13 a BauGB 
ist jedoch der Artenschutz zu berücksichtigen. 
Weitere Aussagen hierzu konnten den vorgelegten 
Unterlagen nicht entnommen werden. Vor diesem 
Hintergrund empfehlen wir zumindest eine 
artenschutzrechtliche Kontrolle, um die Existenz 
relevanter Arten entweder ausschließen zu können 
oder bei deren Existenz prüfen zu können, wie 
mögliche artenschutzrechtliche Konflikte entschärft 
werden können. 

Eine entsprechende Kontrolle wird 
durch das Team des Büros des 
Bürgermeisters durchgeführt 
werden. Der Artenschutz wird bei 
der Baumaßnahme durch das 
Landratsamt Karlsruhe beachtet 
werden. 

Kenntnisnahme  
 
 
 

  B. Stellungnahme Gesundheitsamt  
 
In oben genannter Angelegenheit wurden wir um 
Stellungnahme gebeten. Nach Durchsicht der 
Planunterlagen bestehen seitens des 
Gesundheitsamtes, in Bezug auf die 
Trinkwasserhausinstallation, gegen das 
Bauvorhaben grundsätzlich keine Bedenken.  
Hinsichtlich Planung, Bau und Betrieb der Anlagen 
für Trinkwasserinstallation ist die Trinkwasser-
verordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. März 2016 (BGBI. I S. 459) anzuwenden. 
Demnach sind bei Planung, Bau und Betrieb der 
Anlagen für Trinkwasserinstallation entsprechend § 
17 Abs. 1 der Trinkwasserverordnung (TrinkwV 
2001) mindestens die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik einzuhalten. Relevant sind 
hierbei vor allem die DIN 1988, DIN EN 806, DIN 
EN 1717, VDI 6023 sowie die DVGW Arbeitsblätter 
W 551 und W 553.  

 
 
Kenntnisnahme 

 
 
Kenntnisnahme 
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Insbesondere ist nach § 17 Abs. 2 
Trinkwasserverordnung darauf zu achten, dass 
Werkstoffe und Materialien, die für die 
Neuerrichtung oder Instandhaltung von Anlagen für 
die Gewinnung, Aufbereitung oder Verteilung von 
Trinkwasser verwendet werden und Kontakt mit 
Trinkwasser haben, nicht  
1. den nach dieser Verordnung vorgesehenen 
Schutz der menschlichen Gesundheit unmittelbar 
oder mittelbar mindern,  
2. den Geruch oder den Geschmack des Wassers 
nachteilig verändern oder  
3. Stoffe in Mengen ins Trinkwasser abgeben, die 
größer sind als dies bei Einhaltung der allgemein 
anerkannten Regeln der Technik unvermeidbar ist.  
Dies wird erreicht, indem Verfahren und Produkte 
zur Anwendung bzw. zum Einsatz kommen, die 
durch einen akkreditierten Branchenzertifizierer 
(z.B. DVGW) auf der Grundlage der Bewertungs-
grundlagen des Umweltbundesamtes in 
Verbindung mit der Trinkwasserverordnung 
zertifiziert worden sind.  
Der örtliche Wasserversorger stellt Informationen 
zum Einsatzbereich metallischer Werkstoffe und 
Kunststoff-Installationssystemen entsprechend der 
Trinkwasserqualität zur Verfügung.  
Arbeiten an Trinkwasserinstallationen dürfen nur 
von einem Vertragsinstallationsunternehmen, das 
bei dem örtlichen Wasserversorger gelistet ist, 
durchgeführt werden.  
Die Konzeption einer Trinkwasser-Installation setzt 
eine Nutzungsbeschreibung und Bedarfsermittlung 
voraus. Der bestimmungsgemäße Betrieb ist 
vorher zu definieren. Überdimensionierungen sind 
zu vermeiden.  
Die Technikzentralen und Installationsschächte 
müssen so geplant werden, dass die Trinkwasser-
temperatur (kalt) von 25 °C nicht überschritten 
wird. Stagnation ist zu vermeiden.  
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Trinkwasserinstallationen für warmes Wasser sind 
unter Beachtung der Arbeitsblätter DVGW W 551 
und W 553 zu planen und auszuführen.  
Probennahmearmaturen zur fachgerechten 
Entnahme von Wasserproben sind gemäß § 14 
Abs. 3 TrinkwV zu installieren. Sie müssen 
desinfizierbar sein und sind dauerhaft zu 
kennzeichnen. Geeignet sind nach DVGW 
Arbeitsblatt W 579 geprüfte 
Probennahmearmaturen. Sie sind mindestens am 
Austritt des Trinkwassererwärmers und am Eintritt 
in den Trinkwassererwärmer (Zirkulationsleitung) 
anzubringen.  
Eine weitere Probennahmestelle ist im Bereich der 
Übergabestelle des Trinkwassers in die Haus-
installation (in der Regel nach der Wasseruhr und 
vor Feinfilter sowie ggf. nach einer 
Trinkwasseaufbereitungsanlage) vorzusehen.  
In öffentlichen Einrichtungen ist bei der Auswahl 
der Armaturen der erforderliche Verbrühungs-
schutz der Verbraucher zu berücksichtigen.  
Zum Schutz des Trinkwassers sind die 
Anforderungen an Sicherungseinrichtungen (DIN 
EN 1717 und DIN 1988 - 100) zu erfüllen. Direkt 
angeschlossene Maschinen und Geräte müssen 
eigensicher sein.  
Vor Inbetriebnahme der Trinkwasser-Installation ist 
eine Dichtheitsprüfung durchzuführen.  
Ein Befüllen mit Trinkwasser ist vor Beginn des 
bestimmungsgemäßen Betriebes wegen möglicher 
Stagnation und Aufkeimung nicht zulässig!  
Die Inbetriebnahme beginnt mit dem Befüllen und 
erfordert vorher ausreichend gespülte Trink-
wasserleitungen. Zum Nachweis einwandfreier 
mikrobiologischer Beschaffenheit muss unmittelbar 
nach der Inbetriebnahme an repräsentativen 
endständigen Stellen die Kontrolle erfolgen.  
Parameter (Analyse- und Probennahmeverfahren 
nach TrinkwV:  
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KBE bei 22°C und 36°C  
Escherichia coli (E. coli)  
Coliforme Bakterien  
Kalt- und Warmwassertemperaturen  
In medizinischen Einrichtungen (z. B. 
Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen) ist  
grundsätzlich der Nachweis zu erbringen, dass 
Pseudomonas aeruginosa in 100 ml Trinkwasser 
nicht vorhanden ist. 

  Baurechtsamt  
 
Allgemein: 
 
Der Flächennutzungsplan ist im Wege der 
Berichtigung anzupassen. Wir regen an bei 
Verfahren nach § 13a einen entsprechenden 
Hinweis/Vormerkung zum Flächennutzungsplan zu 
nehmen und beim nächsten Änderungs-
/Fortschreibungsverfahren mit bekannt zu machen. 
Somit ist gewährleistet, dass kein 13a-Verfahren 
bei der nächsten Änderung/Fortschreibung 
vergessen wird und der FNP immer auf dem 
neuesten Stand ist. 
 
Hinweis: Der Ausfertigungsvermerk muss noch 
aufgebracht werden. 
 
Zum zeichnerischen Teil: 

·  Der räumliche Geltungsbereich ist nicht 
vollständig und nicht nach PlanZV 
dargestellt. 
 
 
 
 
 
 

·  Was bedeutet die durchgehende schwarze 
Linie um Flst. Nr. 1309/47? 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Plangeltungsbereich ist richtig 
und vollständig dargestellt. Aufgrund 
der Anzahl der Folien im GIS kommt 
dieser jedoch nicht so zur Geltung. 
Wir haben daher die Priorität der 
entsprechenden Flächen geändert. 
 
 
 
Es handelt sich nicht um eine 
durchgehende schwarze Linie, wie 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
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·  Verwirrende Darstellung von 
Pflanzstreifen, Anpflanzungsfläche, 
verschieden Grüneinzeichnungen ? 
 
 
 

·  GST sind im zeichnerischen Teil anders 
als in der Legende dargestellt 
 
 

·  Belastete Flächen sind im zeichnerischen 
Teil anders als in der Legende dargestellt. 
 
 

·  Was bedeuten die grauen Punkte ? 
 
 
 
 
Das Straßenverkehrsamt, das Amt für Umwelt und 
Arbeitsschutz-Immissionsschutz-, und –Abwasser, 
Altlasten/Bodenschutz, Gewässer-, das  Amt für 
Grundsatz und Soziales, das Amt für 
Gebäudemanagement und der Kreisbrandmeister 
haben keine Anregungen oder Bedenken gegen 
die vorgelegte Planung geäußert. 

von der Baurechtsbehörde 
angenommen. Vielmehr beinhaltet 
diese schwarze Linie auch dünn 
gekennzeichnete Kreuze. Diese 
Flächenkennzeichnung bedeutet 
belastete Fläche. Sie ist so in der 
Planzeichenverordnung unter Ziffer 
15.12. dargestellt. Die Gemeinde hat 
diese Linie nunmehr dünner 
dargestellt, sodass sie im Plan nicht 
mehr wahrnehmbar ist. 
 
In der Darstellung haben wir die 
Grünflächen entsprechend in der 
Priorität angehoben und die 
Pflanzstreifen in den Richtungen 
umgekehrt. 
 
Die Fläche für gemeinschaftliche 
Stellplätze wurde zur Verdeutlichung 
in der Priorität angehoben. 
 
Die Daten der belasteten Flächen 
wurden im Plan entsprechend 
angepasst. 
 
Die grauen Punkte sind Bestandteil 
der Anpflanzfläche. Sie ergeben sich 
aus der Planzeichenverordnung. 
 
 
Kenntnisnahme 
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6 Regionalverband Mittlerer 
Oberrhein  
-Schreiben vom 08.06.2016 

regionalplanerische Belange sind nicht betroffen Kenntnisnahme Kenntnisnahme  

7 KVV Karlsruher 
Verkehrsverbund GmbH  
- Schreiben vom 06.06.2016  

Direkt an das Grundstück angrenzend, befindet 
sich der Bus-Haltepunkt „Tonwerk“ in Fahrtrichtung 
Ortsmitte Oberhausen, welcher von der KVV-Linie 
194 (Schülerverkehr zum Schulzentrum 
Philippsburg) bedient wird. Gegenwärtig befindet 
sich ein Wetterschutz auf der „falschen“, weil 
gegenüberliegenden Straßenseite an der 
Ausstiegshaltestelle. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir empfehlen daher im Zuge der Neubebauung, 
im an den Weiherweg angrenzenden Grünbereich 
eine barrierefreie Bushaltestelle am Fahrbahnrand 
mit einem Wetterschutz einzuplanen.  
 
Der KVV bemüht sich noch im Jahre 2016 einen 
Leitfaden zum barrierefreien Ausbau der 
Bushaltestellen zu verfassen. Nach Fertigstellung 
wird er an die Gemeinde verteilt. 

Der Hinweis des KVV Karlsruher 
Verkehrsverbund GmbH wird zur 
Kenntnis genommen. Die Gemeinde 
ist jedoch nicht Eigentümerin des 
überplanten Grundstücks. Die 
Gemeindeverwaltung wird jedoch 
Kontakt mit dem Eigentümer 
aufnehmen, ob die Errichtung einer 
Bushaltestelle möglich sein wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Der Gemeinderat 
beauftragt die 
Gemeindeverwaltung mit dem 
Investor in Verhandlungen über 
den Bau einer Bushaltestelle zu 
treten. 
 
Der Antrag der FÖDL zu Ziffer 7 
der Abwägungs- und 
Beschlussvorschläge (Anregung 
des Karlsruher 
Verkehrsverbundes) auf Prüfung 
alternativer Standorte für die neue 
Bushaltestelle durch die 
Gemeindeverwaltung findet 
hierbei Berücksichtigung.“ 
 
 
Kenntnisnahme  

 
2.  Bürger im Rahmen der Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Seitens der Bürger sind keine Anregungen eingegange n 
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Nach sorgsamer Abwägung der ausgearbeiteten Beschlussvorschläge kann die 
Satzung zum Bebauungsplan entsprechend gefasst werden. 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen deren 
Stellungnahmen. 
 
Gemeinderat Most (CDU) kann die Zustimmung seiner Fraktion zum vorgelegten 
Beschlussvorschlag erteilen. 
 
Gemeinderat Zieger (FÖDL) zeigt auf, dass angedachte Standort für die 
Bushaltestelle im angrenzenden Grünbereich des Grundstückes Weiherweg 35 
scheitern kann und stellt im Namen der FÖDL den Antrag seitens der 
Gemeindeverwaltung auch alternative Standorte für die neue Bushaltestelle (KVV-
Linie 194 –Schülerverkehr zum Schulzentrum Philippsburg) zu prüfen. Ziffer 2 des 
Beschlussvorschlages der Gemeindeverwaltung ist folglich entsprechend zu 
korrigieren bzw. zu ergänzen. Aktion der FÖDL schlägt vor, den Beschluss Ziffer 
zwei des Protokollentwurfes Seite 34 um folgenden Satz zu ergänzen: „Der Antrag 
der FÖDL zu Ziffer 7 der Abwägungs- und Beschlussvorschläge (Anregung des 
Karlsruher Verkehrsverbundes) auf Prüfung alternativer Standorte für die neue 
Bushaltestelle durch die Gemeindeverwaltung findet hierbei Berücksichtigung.“ Im 
übrigen kann er den vorgelegten Beschlussvorschlägen zustimmen. 
 
Gemeinderat Horn (SPD) stimmt ebenfalls zu. 
 
Gemeinderat Strubel (FW) kann abschließend die Zustimmung der FW-Fraktion 
zum Beschlussvorschlag erteilen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
1. 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig die im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 Bau GB eingegangenen 
Stellungnahmen zur Kenntnis. 
 
2. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig nach sorgsamer Ab wägung der 
eingegangenen Anregungen und Bedenken allen ausgear beiteten 
Beschlussvorschlägen zu. 
 
3. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die 7. Änderu ng „Weiherweg 
Teilbereich II“ als Satzung. Der Gemeinderat billig t die 
Bebauungsplanunterlagen mit Begründung in der Fassu ng vom Juni 2016. 
 
 
 

Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen 
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S a t z u n g 
 

über 
 

a) den Bebauungsplan „Weiherweg - Teilbereich II, 7  . Änderung“ 
b) die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Weiherweg –   
    Teilbereich II, 7. Änderung“ 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen  hat in seiner 
öffentlichen Sitzung am 27.06.2016 
 

a) aufgrund der §§ 1, 2 und 8 – 10, 13a des Baugese tzbuches (BauGB) 
vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert  durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) 

b) aufgrund vom § 74 der Landesbauordnung für Baden -Württemberg 
(LBO) vom 05.03.2010 (GBl.2010  S. 358, ber. 416) i n der derzeit 
geltenden Fassung, 

 
in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden -Württemberg vom 
24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. 698), in der derzeit geltenden Fassung, 
 
den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften  “Weiherweg - 
Teilbereich II, 7. Änderung“ als Satzung beschlosse n. 
 

§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Der Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungspl ans „Weiherweg – 
Teilbereich II“ umfasst im zeichnerischen Teil das FlST. Nr. 1309/17. 
Für die zeichnerische Abgrenzung ist der zeichneris che Teil der 7. Änderung 
des Bebauungsplans „Weiherweg – Teilbereich II“ vom  April 2016 im Maßstab 
1:500 maßgebend. 
 

§ 2 
Bestandteile der Satzung 

 
1. zeichnerischer Teil des Bebauungsplans „7. Änder ung B-Plan 

Weiherweg Teilbereich II“ vom Juni 2016 im Maßstab 1:500. 
 

2. Planungsrechtliche Festsetzungen zum Bebauungspl an “Weiherweg - 
Teilbereich II“, 7. Änderung“ in der Fassung vom Ju ni 2016. 

 
3. Örtliche Bauvorschriften zum Bebauungsplan “Weih erweg - Teilbereich 

II, 7. Änderung“ in der Fassung vom Juni 2016. 
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Beigefügt ist eine Begründung (gem. § 9 Abs. 8 BauG B) in der Fassung vom 
Juni 2016. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 75 Abs.3 Nr.2 LBO han delt, werden aufgrund 
von § 74 LBO ergangenen örtlichen Bauvorschriften z uwiderhandelt. 
 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzungen treten gemäß § 10 BauGB mit der ort süblichen 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft. 
 
Mit allen Bestandteilen beschlossen in der öffentli chen Gemeinderatssitzung 
am 27.06.2016. 
 
Oberhausen-Rheinhausen, den  
 
Büchner, Bürgermeister (Dienstsiegel) 
 
 
4. 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig zur Kenntnis, dass  der Bebauungsplan 
„Weiherweg Teilbereich I und II“ keiner Genehmigung  der höheren 
Verwaltungsbehörde nach § 10 Abs. 2 BauGB bedarf, d a er aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt wurde. 
 
 
 
Anlage: 
 
Zeichnerische Darstellung des Bebauungsplans, Begründung mit 
planungsrechtlichen und örtlichen Bauvorschriften sowie Hinweise 
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A. Begründung 
�
/���!������"�=���� �
���������
�$�����
���������%���������	�
�����&����� �����'��(������
��
�
�

1.  Lage des Plangebietes 

�
>���%���"��	��� ���� !������"�=������?@�	���*�"�A�B�	 �����	&��CC0�� �D������"E�
�	�"�� 	�� .3��*������ ���� ������	��� ����������� ���� �� ,����� ���� !���	&�� ����
:��� .� � ����7�� � !�"���/�� *	��� ���� !���	&�� 	�� ���� �� ���&�� �	�� �������
?@�	���*�"E0� 	�� .3����� ���&�� �	�� �������?C��-(����& �E����� 	��@������ ���&��
����-(����&�"����� �>	���	���/3"����:�(&�������("�� &� �� �

��F �
�
�

2.  Rechtliche Verhältnisse  
�
>��� !���	&�� 	��� 	�� !������"�=���� ?@�	���*�"� A� B�	�� ���	&�� CCE� ��	�*�	��� ����
-	�&�"��	��� ���� #���*	�"���� ���� ��*����,�(&��� ���"� *	���� � >	�� ���/�	�	"��
/�	&����	�&��� >���������"� ���� :�(&���� ��"	��� �	&�� � ��� ���� ���/�"� ����
������������!������"�=���� �
�
�

 

Abbildung 1 Darstellung geltender Bebauungsplan�

�
�
�
�
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�
C�� :�(&������/��"�=���� 	��� �	�� B�	�� ���� :�(&��� ���� ��*����,�(&��� ���"��������
G�	���� ���	����"� �H� >	�� 	�� :�(&������/��"�=���� 	�� � 	����� !���	&�� "���3,,����
:������/��"� *	��� /��� I����������"� ��	� ���� �(&������ D������"� ���� %�����
#����3���� �
�

 

Abbildung 2 Darstellung Flächennutzungsplan�

�
�

3.  Bestand  
�
��,� ���� !��"��(���� :��� .� � ����7��� ��,	����� �	&�� � 	��� �	�"��&�3��	"��
��*���������� �	�� !#�3� ���� %�3��+�	3������	&�� ���� �� ������ .����"��(��� �
.�&�� ���� ��,"���� ���� :����������������"� *����� �	�� � �*���������� ����$�"��������
���� �	�� .����"��(���� ,#�� ���� 5������������ 23�� :���/ ��"��� 2��=�&���� � >	��
9�������	���/*	�&���/�	��	&��"��(��� �
�
�

4.  Ziel und Zweck der Planaufstellung  
�

)	��� ���� )*�&+� ���� %�����"� 	��� �	�� �&��,,��"� 23�� @3 ������� 	�����3������ ,#��
:�#&���	�"�� ���� ��J���"�������� 	�� ���� ����	���� ���� ����������	������� �>���
$���+��	�� *	��� ��&�� �	����� �������#&+� /*�	� ����	��& ��,�������+#�,��� �	��
K�*�	��� ���� !�*3������ �����	��� � .�&�� *	��23�� 	��� � 	�� )���� ���� :�#&���	�"�0� �	��
��&��>����&������ ���� !�����@#��������"�"����"��� ��� �� �3&� �>��#���� �	�����
*	��0���,"����������������"�����@3��,�(&��������,�� ��,����F7%���3�0�*�	������
@3�������,#���	���	�����+3��������-���&�������8�	"�  �
�
>��� ���=�#�"�	&��23�� �	���� :�������������	��� "����/ ��� �������#&+��3��� �	�� ����
� � D������"� ���� !������"�=����� ���� "�3������ *����� � C�� �	������� !���	&��
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���������� %��+=�(�/�� �3*	�� !���	&��� ,#�� �=	���� ���� :��	/�	� � :#�� �	��
@3���������"� �	��� /*�	� !��,������� 23�"������0� ����� �� ��8��� �	&�� ��&�� ����
��	� ���� ����	���� �	�"���	&����� !������("��� ,#�� �	�� @3�������+#�,��� �	&���� �
>��� /*�	��� @3��"��(���� +���� ����� ��&�� !���	�	"��"� � ��� ���/�	�	"��� 9�����
���	&�����*����� �
>	�� %I@�� ���� :�����������=�(�/�� *������ #���� �	�� ��� ���� ��� @�	���*�"�
��"�,����� �
�
>��� !������"�=���� *	��� ���� !������"�=���� ���� C����� ��*	&+���"� "��(��
;�����!���!���,"�������0�������"��(��;�������� ���! ���!�����C�������*	&+���"�
�	��� � >	�� /��(��	"�� �����,�(&��� 	�� �	���� ���� ;���� ��� �
� !��.'�� �	�"�� ������
���� �&�*�����*���� 23�� 
� �����F� "��(�� ;����� ��� ��� ���/�
� .� ���!���! �
.�&�� ;����� !���!� *	��� �	����� !������"�=���� 	�� ���&� ����	"���� '��,������
��,"������� �
�
�
�
�

4. 1 Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 
�
:#�� ���� %���"��	��� *	��� �	�� -	�&�"��	��� ��&�� ;�
�!� �.'�� ,���"����/� �
������������&��;�
�G�H�!��.'���	����	&���/��(��	" �
>	�� �����,�(&���/���� *	��� �	�� �0�0� �	�� ���&�3��,�(& ���/���� ��,� �0�� ���� �	��
���&�3��/���� ��,� ��L � 
� '3��"��&�3���� ,���"����/� � >��� !������"�=���� ��"��
,�������	�����L �/��(��	"��B���,�8���,��� �
�
�
>��� !������"�=���� ��	,,�� ,������ :������/��"��� ,#�� � ���"��� �����,�(&���� ����
%,���/"��3�� �
�
>	�� #������������ �������#&+�,�(&���� *������ �3� "�*(� ��0� *	�� �	�� �	�� ����
6	"���#����0� ���� $����������� ���� �	���� B�	�� ���� ��" ���/��� ���=�3&����
*����� �
�
�

4.2  Örtliche Bauvorschriften 
�

6�"(�/����/������:������/��"�����&��;���!���!�����; ;���A�
��!��.'��*������
8���	&��� !��23��&��	,���� ��&�� ;���� $!�� #���� �	�� ��� ������"� ���� .��/��"� ����
�����������:�(&��������������������#&+��,���"���"� �

�
�

�
5.  Umweltverträglichkeit 

�
6�� 	��� +�	��� 5�*���2����("�	&�+�	��=�#,��"� ��&�� ;�� � &� ���� �����/��� #���� �	��
5�*���2����("�	&�+�	��=�#,��"�G5'%�H����&�/�,#����0 � ��� ��,"����� ���� "��	�"���
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:�(&��� ���� ���� $�"�� 	�� C����3�������	&�� ������	&��� 5�*������*	�+��"���
���"��&��3����� *������ +8���� � 9	�*�	��� ��,� ���3���� �� "��&�#�/��� B	��������
����%,���/��� �	��� �	&���23������� � �	��+8�����K��3& �� ��,"����� ���� .��/��"� 	��
����'��"��"����	���3*	���	�����/�	�	"��.��/��"����" ��&��3�����*����� �
�
C��!�/�"���,��	��!3������&��,,����	��*	���!�/�"�"�� 3�������,���������&�����
���� :	���� B1.C�6�� ���90� ���� !��������	�� ���� !�"�#�� ��"� 	��� ���� �	�����
��	"�,#"��*	�� �
�
>���&�� 	��� �	��� 5����/��"� /��� @3���������"� "�����(� /�	&�� �8"�	&� �
'3�������/��"� 	��0� ����� 	�� !���	&�� 23�� 9���7.��/"(� ���� �	��� ����=��&������
�&�	&��� ��� �����7-������3���� ��,"����"��� *	��� ���� � 	�� -I@�!�������"�
G-	�����8�+3����*�������3,,�!�������"H� ��	�� ������	 "��� 9�	/8����+� 23����(��	"�
���,�����*	�� ��
>��� �#&+���� �/* � �	�� !��,��	��&���"� �����,� �	���� "� ��&�����	&���� !�"��	���" �
>��� ����&����� ���� ��&�� ���&������ ���� ����	���� �	�� 6 �"���	���� ����
5������&���"���	���	����!��	&����	��!�*�����"���&�� !��������!3����&���/�����
���������2��3�����"�23�/���"�� �C��!���	&������9��� ��7�.��/"(�����	����	��������
�0
��� �(&��	"�� �&�	&��� ���� ������7�-������3���� ��,/ ����"�� � ��,"����� ����
23������������,,#���8����+8�������	�6������	����-�� �+3�����,#���	��6���3�"��"�
23��!3������������������� �
�
�
6	��� 5����/��"� ���� �������#&+�� �	�� �	���� @3�������� �"� 	��� ������
!��#&+�	&��	"��"� ���� ���,#����"��� 	�� I�= � � 
� ���� � ���&������ ���� B1.C�6��
���9��8"�	&� ��
�

�
�
�

6. Ver- und Entsorgung 
�
>	�� "�=������ !������"� +���� ���&�� �	�� 23���������� '� ��� ����
6���3�"��"���	���"��� 3���� ���3������ /��(�/�	&��� -�� ������� ��"��������
*����� ��
�
�
�

7. Naturschutzrechtliche und umweltschützenden Bela nge / Begrünung 
�
>���!���	&������,�#��������*��������	�����	���/���" �8�����B�	�����*��������&��
%,������� 3���� *�����"��������� >�&+�� ��,���	"� � >��& �� �	�� /�+#�,�	"�� .��/��"�
*������ "�3��� B�	��� ���� 23���������� :�(&���� ����	�"� �� � :������ *������ /���
-	�	�	����"� ���� 6	�"�	,,�� ,3�"����� -��������� 	�� ��� � %�����"���&���	&����
:������/��"�����������1���	&����!��23��&��	,����"�� �3,,��M�
�

·  >	���	&���#�������������������#&+�,�(&�����	���/��� �"�#���N�
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·  I,/������=�(�/���	���*��������&��(��	"�/�����	&���� N�
·  %,���/"��3�������%,���/�����*��� �

�
�
�

8.  Umweltbericht 
�
>��� !������"�=���2��,������ *	��� ��&�� ;���� �� !���!� � ��&�"�,#��� � '3�� �	����
5�*������	&��� ��&�� ;�
�� !���!� 	��� �	����	� ��/������ 0� K��3&�� *������ �	��
5�*��������"��*	��,3�"��"�*#��	"������"�=�#,�M�
�
'3�� ����K��/	"��� !������"� ��"� ���� !���	&�� ��� ���� �� ��/�� /���B	�,"������� ����
*����� 	�� ������� ���� 9���������"� ���� ��*����"��	���� � "�3�,�(&�	"� �	��
"��	�&��+8��	"�����,,#����"����	����	�*�	����3����� ���	�����)	�"�����&���#&+���
�	��/���	����98���23��
0������,"�,#��� ��
�
�
�
>��� !�"�#����"� /��� !������"�=���2��,������ 	��� �	�� ! 3���"���&����� 23��
�� �� 
���� #���� �	�� !��&��,,����	�� ���� !3����� ��	"� ,#"� � >	��
/�������,���������6�"���	����*������������)	,,���� �����������"������ ��
�
�������5�*���"#����*������ ���&�� �	�� !������"� �	&��� ���	���(&��	"� �>��&���	��
��	�*�	��� 6���	�"����"� ���� 23���������� :�(&���� ��	� �� 	��"������ �	���
'����������"��������/�	���������������	����	3���	� �
�
�

9. Altlasten 
�
��,"����� ���� ,�#������ "�*����	&���� .��/��"� ���� !��� 	&���� *����� 	�� �������
���� !������"�=���2��,������� �	�� ����&����� #���� ��*� ����&��	�&���
!3����������&���"��� ���&�� B1.C�6�� ���90� !��������� � �3�3"��� ����
C�"��	����0� �	����	�� ���&�"�,#��� � >��� ���&��	����� �� ����&����� 	��� 23��
�� �� 
��� �>	��I3�/�=����������"�����>��&�,#����"� ��,3�"���	������	����"��	��
���� $����������� I��������0� >�/������ '0� ���� ,#�� 5�*� ��� ���� ����	���&���/0�
��&�"��	���4� 
��A���������������!3����&���/ ��
�
C�� ������� �	����� ����&������ *������ ��� I��	������3�� ��"��� �	�� ��L � 
� ��
������ ���(���3���+����� ��"����,�� ���� ���3���&��	�&� � ���"�*����� � !�	� ����
/�+#�,�	"��� ����	����� .��/��"� �	�� @3���������"� �	�� � �	�� @	�+��"�=,����
?!3����-���&�7�.��/=,���/��E0� ?!3����C����������,�� -���&�E� ���� ?!3����
�����*�����E�����2��������/��������	��� ��
�
:#�� ���� @	�+��"�=,��� ?!3����-���&�7�.��/=,���/��� �	 �"��� �	�� -���*����� ����
����3������� �����3����	�&�=�3���� ������ ���� K�*�	�	" ��� %�#,*������ ����
!!3��&�' � 5����� !��#&+�	&��	"��"� ,3�"������ '3��&��( "�� 	��� ���� ����"��� 23��
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9����7.��/"(����� �8"�	&�0� �	�� ���� 9	�*�	�� 	�� �	�� %� ����"���&���	&����
:������/��"�����,"��3�����*�����M�
�

- C��)�"�� ���� !����	,��&���"� �3�����*�"��� ���� �	2���� �� .��/��"��� 	�� ����
�8���	&���� B�	�,�(&��� �	�� 3������� !3���/3��� �	�� �0� � 7� �0�4� �� ,�(&�	"�
��"����"���*����� ��

�
- C�� !���	&�� ���� /�+#�,�	"���9����7.��/"(����� 	��� �	� �� �� � �0
� �� �(&��	"��

�&�	&������������7-������3������,/����"�� �
�
�
�
:#�� ���� %,��� ?!3����C����������,��-���&�E� �	��� �	�� "���������� �������� ���
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B.1  Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
 

 § 9 (1) BauGB und BauNVO  

 
1.1 Art der baulichen Nutzung 

§ 9 (1) BauGB 
 

 
 1.1.1 Mischgebiet - 

Ausnahmen 
§ 6 BauNVO 

Ausnahmen nach § 6 (3) BauNVO sind gemäß § 1 (6) 1 BauNVO 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und daher nicht zulässig. 

 
1.2 Maß der baulichen Nutzung 

§ 9 (1) BauGB 
 

 
 1.2.1 Anrechenbare Grund-

fläche 
§ 19 (4) BauNVO 

Falls Zufahrten von Garagen sowie Stellplätze wasserdurchlässig 
angelegt werden, (z.B. Rasengittersteine, Spurplatten in Rasen 
eingebettet, Rasenschotter, Pflaster mit breiter Rasenfuge, mind. 2 
cm) sind diese nur mit 50 % auf die Grundfläche anzurechnen.  

 
1.3 Bauweise, überbaubare 

Grundstücksflächen 
§ 9 (1) 2 BauGB u. § 22 
BauNVO 

 

 
 1.3.1 Offene Bauweise 

nur Einzelhäuser 
 

Offene Bauweise gemäß § 22 (2) BauNVO 

 
 1.3.2 Überschreitung 

Baugrenze  
Balkone und Terrassen dürfen die Baugrenze bis zu 2 m in 
derTiefe und jeweils 5 m in der Breite überschreiten.  

 
 
1.4 Flächen für Stellplätze und 

Garagen mit ihren Zufahrten 
§ 9 (1) 4 BauGB 

 

 
 1.4.1. Garagen und über-

dachte Stellflächen 
Garagen und Stellplätze sind nur in den für Stellplätze 
gekennzeichneten Flächen zulässig. 

 
 1.4.2 Stellplätze .Stellplätze sind nur in den gekennzeichneten Flächen zulässig 

 
1.5 Pflanzgebot, Pflanzbindung 

§ 9 (1) 25 BauGB 
 

 
 1.5.1 Anpflanzungen   Zur möglichst weitgehenden Minderung der Beeinträchtigung des 

Naturhaushaltes sind mind. 30 % der Grundstücksfläche zu 
begrünen. Hierzu sind je angefangene 200 m² Grundstücksfläche 
mind. 1 Baum (sh. Pflanzenauswahl Bäume) oder 5 heimische 
Sträucher zu pflanzen. Die im zeichnerischen Teil festgelegten 
Baumstandorte sind herzustellen. Weitere Baumstandorte sind 
möglich. 

 
 1.5.2 Pflanzqualität Die Qualität der geforderten Pflanzen muss den zur Zeit der Durch-

führung jeweils gültigen "Gütebestimmungen" für Baumschul-
pflanzen der FLL (= Forschungsgesellschaft Landschaftsentwick-
lung - Landschaftsbau e.V.) entsprechen. 
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Qualitäts- und Größenmerkmale: 
- Sträucher mind. 2x verpflanzt, mind. 60 - 80 cm hoch 

 
 1.5..3 Pflanzenauswahl 

Bäume 
 

    Malus (Zieräpfel) in Sorten 
Prunus (Zierkirschen) in Sorten 
Acer ginnala 
Acer platanoides „Globosum“ 
Alnus incana „Aurea“ 
Amelanchier arborea „Robin Hill“ 
Amelanchier lamarckii 
Cercis siliquastrum 
Cornus mas 
Crataegus coccinea 
Crataegus laevigiata „Paul Scarlet“ 
Crataegus x lavallei „Carrieri“ 
Crataegus monogyna 
Crataegus monogyna „Stricta“ 
Crataegus prunifolia 
Morus nigra 
Parrotia persica 
Pyrus communis „Beech Hill“ 
Pyrus salicifolia „Pendula“ 
Sorbus aria „Magnifica“ 
Sorbus intermedia 
Sorbus serotina 
Sorbus x thuringiaca „Fastigiata“ 

 

 
1.6 Höhenlage baulicher Anlagen 

§ 9 (1) BauGB und § 18 
BauNVO 

 

 
 
 1.6.1 Traufhöhe Die max. zulässige Traufwandhöhe wird wie folgt festgesetzt: 

 
8.70 m 
 
Als Bezugspunkt für die Traufwanfhöhe gilt die Höhe der 
nächstgelegenen anbaufähigen Straße. Bei sich verändernden 
Straßenhöhen gilt als Bezugspunkt die Höhe der Straße in der 
Mitte der Gebäudelänge zur Anbaustraße. Dieser Punkt über NN 
dürfen alle Traufwände des Baukörpers um maximal 8,70 m 
überschreiten. 
In Bezug auf die Berchnung der Traufwandhöhe und der Dachform 
gilt die Abstandsflächenvorschrift des § 4 Abs4 LBOBW in der 
Fassung der Bekanntmachung der Satzung. 
 

 1.6..2. Vollgeschosse Die Anzahl.der Vollgeschosse wird auf maximal zwei 
Vollgeschosse beschränkt 
 

 
 
 

B.2 örtliche Bauvorschriften gemäß §74 LBO 
 
 1.6.1 Dachform und 

Dachgestaltung 
Bei Hauptgebäuden sind nur Pultdäch zulässig.  
Die Dächer von Nebenanlagen, Garagen und Carportrs sind bis zu 
einer Dachneigung von 10° zu begrünen. 
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B.3 Hinweise 
 
 3.1 Mutterboden Bei allen Bauvorhaben sind Mutterboden (Oberboden) und 

Unterboden getrennt auszubauen, vorrangig einer Wiederver-
wertung zuzuführen und getrennt zu lagern. Mutterboden darf nicht 
mit Unterboden gemischt oder verdeckt werden (§ 4 BodSchG, 
§ 202 BauGB). 

 
 3.2 Zisternen Die Herstellung von Zisternen zur Nutzung auf dem eigenen 

Grundstück wird empfohlen. 
 

 3.3 Maßnahmen zur 
Baufreimachung 

Im Zuge der Baureifmachung sollte wegen der diversen Nutzungen 
in der nördlichen Teilfäche die oberste Bodenzone bis 0,1 / 0,15 m 
flächig abgeschoben werden. Darüber hinaus wird auf die 
Begründung zum Bebauungsplan und das der Begründung 
beigefügte Bodengutachten verwiesen. Die dortigen Hinweise sind 
zwingend zu beachten. 

 3.4 Bodenaustausch Aufgrund der vorhandenen Auffüllböden können bei Erdarbeiten 
Mehrkosten für die Entsorgung von Bodenaushub entstehen.  

 3.5 Hochwasser Nach den Hochwassergefahrenkarten des Landes Baden-
Württemberg liegt das Vorhaben innerhalb eines durch Deiche vor 
einem Hochwasser des Rheins geschützter Fläche. Bei einem 
Versagen der Deiche während eines Hochwassers des Rheins ist 
im Vorhabensbereich mit Überflutungen bis zu 4,0 m zu rechnen 

 3,6 Grundwasser/Wasserv
ersorung 

Im Plangebiet sind geringe Flurabstände zwischen 
Geländeoberkante und Grundwasserspiegel zu erwarten. Die 
Berücksichtigung der Grundwasserverhältnisse ist 
Planungsaufgabe des Architekten, Anfragen zu 
Grundwasserständen können schriftlich, per E-Mail oder per Fax an 
das Regierungspräsidium Karlsruhe gerichtet werden. Für eine 
eventuell erforderliche Wasserhaltung ist rechtzeitig vor Baubeginn 
eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Karlsruhe, Amt 
für Umwelt und Arbeitsschutz zu beantragen. 

 3.7 Erdgas Bei wesentlichen Änderungen der Höhenlage der Straßen-und 
Gehwegsoberflächen (Abtrag > 10 cm, Auftrag >  30 cm) sowie bei 
anderen Maßnahmen, die die Gasleitungen tangieren, ist die 
Erdgas Südwest GmbH, Technischer Service KSNN, Hermann-
Löns-Straße 2, 76669 Bad Schönborn, rechtzeitig in die Planung 
mit einzubeziehen. 
Bei neuen Erschließungsstraßen und-wegen sollte vorsichtshalber 
darauf geachtet werden, dass eine Trasse für eine Gasleitung 
vorgesehen wird. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 4 öffentlich DS-Nr. GR77/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Vorhab ensbezogener Bebauungsplan "Adlerstraße 31" (ehemal s Gelände 
'Gaststätte Hirsch') 
- Abschluss eines Durchführungsvertr ages zum Neubau von 25 betreuten 
Altenwohnungen      
 
 
Beratung: 
 
Gemeinderat Aumüller (FÖDL) erklärt sich für befangen und begibt sich in den 
Zuhörerbereich. 
 
Bürgermeister Büchner erläutert ausführlich diesem Tagesordnungspunkt. Der 
Gemeinderat wird im nachfolgenden Tagesordnungspunkt den Satzungsbeschluss 
zum vorhabensbezogenen Bebauungsplan „Adlerstraße 31“ nach Abwägung der 
eingegangenen Anregungen und Bedenken der Träger öffentlicher Belange beraten. 
Bevor dieser Beschluss jedoch gefasst werden kann, ist es zwingend erforderlich, 
dass der Vorhabensträger (Investor) mit der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen 
einen sogenannten Durchführungsvertrag abschließt. In diesem Vertrag wird neben 
dem Bebauungsplan geregelt, wie das Bauvorhaben konkret auszugestalten ist. 
Dabei wird auch die zeitliche Durchführung festgelegt. 
Der Begriff des Vorhabens ist dabei in § 29 BauGB definiert. Dieser Regelungsinhalt 
gilt auch für den vorhabensbezogenen Bebauungsplan. Ausschließlich der Bau von 
Erschließungsanlagen (Straße, Kanal, Wasser, usw.) sind keine Vorhaben i.S. des 
§ 29 BauGB und können damit auch nicht Gegenstand eines Vorhaben- und 
Erschließungsplans sein. Das zu realisierende Vorhaben ist im Vertrag nach Art und 
Maß der baulichen Nutzung ebenso hinsichtlich der überbaubaren 
Grundstücksflächen, aber – wenn notwendig (zum Beispiel aus Gründen des 
Denkmalschutzes) oder gewünscht (aus städtebaulichen Gründen) - auch der 
Außengestaltung möglichst genau zu beschreiben und damit zu definieren. Dabei ist 
die Bezugnahme auf den Vorhabenplan rechtlich vorgegeben. 
Inhalt des Vertrages über einen Vorhaben– und Erschließungsplan ist weiter die 
Vereinbarung eines bestimmten Realisierungszeitraumes des Vorhabens und dessen 
Erschließung; § 12 Abs 1 Satz 1 BauGB. Die Vereinbarung des 
Realisierungszeitraums ist einer der ausdrücklich gesetzlich vorgegebenen 
Vertragsinhalte und damit eine der unabdingbaren rechtlichen 
Zulässigkeitsvoraussetzungen eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans, die 
erfüllt sein müssen, um die Abweichung vom „normalen“ Bebauungsplanverfahren zu 
erlauben. Ohne diese festgelegte zeitliche Dimension ist der vorhabensbezogene 
Bebauungsplan nichtig. Dabei bietet es sich an, hier mehrere zeitliche „Festpunkte“, 
nicht unbedingt datumsmäßig fixierte Zeitpunkte, zu vereinbaren. Ausgangspunkt 
sollte stets das In-Kraft-Treten, des Bebauungsplans sein. Von diesem Datum aus 
kann die Zeit bis zur Vorlage des Baugesuchs, ab dessen Genehmigung die Zeit bis 
zum Baubeginn und bis zur Fertigstellung des Vorhabens vereinbart werden. Eine 
solche gestufte Regelung hat für die Gemeinde den Vorteil, dass gegebenfalls früher 
auf eine Nichtrealisierung reagiert werden kann. 
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Bei der Gestaltung des nachstehenden Vertrages ist die Gemeindeverwaltung davon 
ausgegangen, dass die Vorhabensträgerin sowohl objektiv als auch subjektiv in der 
Lage ist, das Vorhaben zu realisieren. Die Vorhabensträgerin ist der 
Gemeindeverwaltung durch Baumaßnahmen in der Gemeinde als leistungsfähig 
bekannt. 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen deren 
Stellungnahmen. 
 
Gemeinderat Bechtel (CDU) erteilt die Zustimmung der CDU-Fraktion zum 
vorgelegten Beschlussvorschlag. Er merkt an, dass man innerhalb der Fraktion 
lediglich über das im Vertrag geregelte Alter diskutiert hat. 
 
Gemeinderätin Korrmann (FÖDL) und die Fraktion der FÖDL können dem 
Abschluss des beigefügten Durchführungsvertrages zustimmen. 
 
Gemeinderat Horn (SPD) stimmt ebenfalls zu. 
 
Gemeinderat Hoffmann (FW) kann abschließend die Zustimmung der FW-Fraktion 
zum Beschlussvorschlag erteilen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig dem Abschluss des  beigefügten 
Durchführungsvertrages zu. 
 
 
 
Hinweis: 
Sollte der Gemeinderat dem Abschluss des beigefügten Durchführungsvertrages 
nicht zustimmen, so kann ein Satzungsbeschluss nicht gefasst werden. Da der 
Vertrag in der Gemeinderatssitzung bereits unterzeichnet vorliegen muss, wäre es 
wünschenswert, wenn Änderungswünsche kurzfristig der Gemeinverwaltung 
mitgeteilt werden könnten, damit diese noch rechtzeitig mit der anderen Vertragsseite 
besprochen werden können. 
 
Bürgermeister Büchner  unterzeichnet nach der Beschlussfassung den 
Durchführungsvertrag für die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen und übergibt die 
Unterlagen Frau Perino. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 5 öffentlich DS-Nr. GR78/2016 
Fachamt: Bauamt  zur Beschlussfassung  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan 'Adl erstraße 31'  
- Beschluss über die während der Offenlage und der be teiligten Träger 
öffentlicher Belange nach §3 Abs. 2 BauGB eingegang enen Stellungnahmen 
- Satzungsbeschluss      
 
 
Beratung: 
 
Gemeinderat Aumüller (FÖDL) erklärt sich für befangen und begibt sich in den 
Zuhörerbereich. 
 
Bürgermeister Büchner merkt an, dass der Gemeinderat in seiner Sitzung am 
25.01.2016, DS-Nr. GR7/2016 der Einleitung des Bebauungsplanverfahrens für den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Adlerstraße 31“ zugestimmt hat. Darüber 
hinaus wurde die Durchführung der Offenlage zur öffentlichen Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Zwischenzeitlich gab es eine Änderung bzw. Erweiterung des Plangebiets durch 
Einbindung eines Teils des gemeindeeigenen Grundstücks FlSt.Nr. 303. Dadurch 
konnte sowohl die Zufahrtssituation zu den ausgewiesenen Stellplätzen als auch die 
Anzahl der Stellplätze verbessert werden. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 
29.02.2016 DS-Nr. GR17/2016 dieser Erweiterung des Plangebiets des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Adlerstraße 31“ zugestimmt. Weiter wurde die 
Durchführung einer erneuten Offenlage beschlossen. 
 
Die Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 14.03.2016 bis zum 15.04.2016 wurde im Mitteilungsblatt der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen Nr. 9 vom 04.03.2016 veröffentlicht. In dieser Zeit wurde 
den Bürgern erneut die Möglichkeit gegeben, ihre Bedenken und Einwendungen, zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Adlerstraße 31“ zu äußern. 
 
Die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden ebenfalls 
erneut mit Schreiben vom 11.03.2016, mit der Gelegenheit zur Abgabe einer 
Stellungnahme bis zum 15.04.2016, am Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. 
 
 

Ergebnis der Beteiligung der Träger öffentlicher Be lange und Bürger 
 
Während der ersten und zweiten Beteiligung gingen Stellungnahmen von Seiten der 
Behörden bei der Gemeindeverwaltung ein. Diese wurden in die nachstehende 
Synopse übertragen. Von Seiten der Bürgerinnen und Bürger ging eine 
Stellungnahme ein. 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Adlerstraße 31“ 
Ergebnis der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie d er Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belan ge 

 
- Abwägungs- und Beschlussvorschläge - 

 
1.  Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belan ge im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB 
 

Nr. 
Behörde  
Datum 

Stellungnahme der Behörde  
Anregungen von Bürgern 

Abwägung  
 

Entscheidung 
Beschlussvorschlag 

1 Große Kreisstadt Waghäusel  
Schreiben vom 
02.02./11.03.2016 

Keine Äußerung Kenntnisnahme Kenntnisnahme  

2 Handwerkskammer  
Schreiben vom 09.02.2016 
 
 
 
 
 
Schreiben vom 30.03.2016 

Nach Überprüfung der uns überlassenen 
Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass die 
Handwerkskammer Karlsruhe zur oben genannten 
Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans keine Anregungen oder Bedenke 
vorzubringen hat. 
 
Die Handwerkskammer Karlsruhe hat zur oben 
genannten erneuten Behördenbeteiligung, 
Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans keine Anregungen oder 
Bedenken vorzubringen. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Kenntnisnahme  
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

3 Unitymedia BW GmbH  
Email vom 15.02.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der 
Unitymedia BW GmbH. Wir sind grundsätzlich 
daran interessiert, unser glasfaserbasiertes 
Kabelnetz in Neubaugebieten zu erweitern und 
damit einen Beitrag zur Sicherung der 
Breitbandversorgung für Ihre Bürger zu leisten. 
Ihre Anfrage wurde an die zuständige 
Fachabteilung weitergeleitet, die sich mit Ihnen zu 
gegebener Zeit in Verbindung setzen wird. Bis 
dahin bitten wir Sie, uns am 
Bebauungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 
 
 

Kenntnisnahme Kenntnisnahme  
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Email vom 07.04.2016 

 
Zum o.a. Bauvorhaben haben wir bereits mit 
Schreiben vom 15.02.2016 Stellung genommen. 
Diese Stellungnahme gilt unverändert weiter. 

Kenntnisnahme  

4 Deutsche Telekom Technik 
GmbH 
Email vom 15.02.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Email vom 07.04.2016 

Im Planbereich befinden sich 
Telekommunikationsanlagen der Telekom. Wir 
bitten bei der Bauausführung besonders darauf zu 
achten, dass Beschädigungen der vorhandenen 
Telekommunikationslinien vermieden werden und 
aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von 
Störungen (Störungs - Hotline 0781 / 838-66 33) 
der ungehinderte Zugang zu den 
Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Wir 
weisen darauf hin, dass die bauausführende Fa. 
sich vor Beginn der Baumaßnahmen zu 
informieren hat. Die Kabelschutzanweisung der 
Deutschen Telekom AG ist zu beachten. 
 
Maßnahmen der Dt. Telekom AG sind im 
Planungsgebiet nicht geplant. 
 
Bitte berücksichtigen Sie unsere Kontaktadressen: 
Deutsche Telekom Technik GmbH, Postfach 
100164, 76231 Karlsruhe, 
koordinierungpti31ka@telekom.de 
 
Zur o. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben 
PTI B1602A9 vom 15.02.2016 Stellung 
genommen. Diese Stellungnahme gilt unverändert 
weiter. 
 

Die Anmerkungen werden zur 
Kenntnis genommen und im Zuge 
der Objektplanung bzw. 
Gebäudeausführung berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

Kenntnisnahme  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

5 Gemeinde Altlußheim  
Schreiben vom 17.02.2016 

Mit Bezug auf Ihr o.g. Vorhaben teilen wir Ihnen 
mit, dass die von der Gemeinde Altlußheim 
wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch den 
Bebauungsplan nicht berührt werden. Der 
Gemeinderat bringt keine Anregungen zum 
Bebauungsplanverfahren „Adlerstraße 31“ der 
Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen vor. 

Kenntnisnahme Kenntnisnahme  
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6 Regierungspräsi dium 
Karlsruhe 
Schreiben vom 12.02.2016 
 
 
 
 
 
 
 
Schreiben vom 13.04.2016 

Im Regionalplan Mittlerer Oberrhein 2003 ist das 
Plangebiet als bestehende Siedlungsfläche 
dargestellt, im rechtswirksamen 
Flächennutzungsplan als gemischte Baufläche im 
Bestand. Belange der Raumordnung stehen der 
Planung somit nicht entgegen. Wir begrüßen den 
mit der Planung verfolgten Weg der innerörtlichen 
Aufwertung und der Schaffung altersgerechter 
Wohnformen. 
 
Mit Schreiben vom 12.02.2016 äußerten wir uns 
bereits zur vorliegenden Planung. Belange der 
Raumordnung stehen der Planung demnach nicht 
entgegen. Seitdem haben sich keine wesentlichen 
Änderungen ergeben. Wir begrüßen den mit der 
Planung verfolgten Weg der innerörtlichen 
Aufwertung und der Schaffung altersgerechter 
Wohnformen. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Kenntnisnahme  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

7 
 
 
 
 
 
 

Polizeipräsidium Karlsruhe  
Email vom 25.02.2016 
 
 
 
 
 

Stellungnahme aus verkehrspolizeilicher Sicht  
Aus verkehrspolizeilicher Sicht werden zum 
vorliegenden Bebauungsplan keine Bedenken und 
Anregungen vorgebracht. Auf die beigefügte 
Stellungnahme der Kriminalprävention wird 
hingewiesen. 
 
Stellungnahme aus Sicht der 
Kriminalprävention 
1. Sicherheit durch Stadtgestaltung 
Das Bedürfnis nach öffentlicher Sicherheit zählt zu 
den Grundbedürfnissen und hat für das 
Wohlbefinden eine große Bedeutung. Das tägliche 
Erlebnis von Verwahrlosung, Vandalismus und 
Zerstörung kann Angst erzeugen. Daher kommt 
dem Erscheinungsbild im öffentlichen Raum der 
Städte und Gemeinden und in den Siedlungen von 
Wohnungsgesellschaften ein hoher Stellenwert 
zu.“ (Herbert Schubert, „Sicherheit durch 
Stadtgestaltung“, 2005) 
Prävention im baulichen Zusammenhang bedeutet, 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anmerkungen werden zur 
Kenntnis genommen und im Zuge 
der Objektplanung – sofern möglich - 
berücksichtigt. 
 

Kenntnisnahme  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anmerkungen werden zur 
Kenntnis genommen und im Zuge 
der Objektplanung – sofern 
möglich - berücksichtigt. 
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dass eine Strukturierung und Gestaltung des 
sozialen Raumes Risiken und Fehlentwicklungen 
möglichst ausschalten bzw. minimieren sollte. 
Durch das positive Beeinflussen des menschlichen 
Verhaltens sollen kritische Verhaltensweisen oder 
Ereignisse verhindert, Tatgelegenheiten reduziert 
und das subjektive Sicherheitsgefühl der 
Menschen gestärkt werden. 
 

  2. Lage 
Die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen strebt 
das städtebauliche Ziel an, die Attraktivität der 
Ortskerne zu erhalten und innerörtliche Potenziale 
für Wohnungsbau zu nutzen. Der ehemalige 
Gasthof Hirsch befindet sich in zentraler Lage in 
Oberhausen und steht seit mehreren Jahren leer. 
Die Bausubstanz verfällt zunehmend. Der 
Gemeinde liegt die Anfrage eines Investors zur 
Umsetzung eines Wohnprojektes vor. Dabei soll 
der Gasthof mit seinen Nebengebäuden 
abgerissen werden und eine altersgerechte 
Wohnanlage mit ca. 25 Wohneinheiten entstehen. 
Durch eine Unterteilung in einzelne Baukörper soll 
eine gegliederte Struktur entstehen, die sich in die 
kleinteilig geprägte Bebauung im Ortskern einfügt. 
 

 
Kenntnisnahme 

 
Kenntnisnahme 

  3. Stellu ngnahme  
Aus kriminalpräventiver Sicht werden keine 
Probleme bei dem der Planung zugrundeliegenden 
Bebauungsvorschlag gesehen. Dieser sieht nach 
Abriss der bestehenden Bausubstanz die 
Errichtung einer Anlage für betreutes Wohnen (ca. 
25 Zwei- Zimmer-Wohnungen) vor. 
 
Nachfolgende Punkte bitten wir bei den weiteren 
Planungen zu beachten. 

 
Kenntnisnahme 

 
Kenntnisnahme 
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  4. Sicher Wohnen  
Ein sicheres Wohnen wird u. a. durch die 
städtebauliche Form, die architektonische 
Gestaltung und die technische Ausstattung 
beeinflusst. Die soziale Kontrolle innerhalb des 
Wohngebiets spielt hier eine große Rolle. Aufgrund 
der natürlichen „Überwachung“ durch die 
Bewohner können potentielle Täter abgeschreckt 
werden, da das Entdeckungsrisiko für sie zu groß 
scheint. 

 
Kenntnisnahme 

 
Kenntnisnahme 

  4.1 Infrastrukturelle Anbindung  
Die Anbindung an die Infrastruktur der Gemeinde 
ist wichtig, um eine Isolierung des Wohnstandortes 
zu vermeiden. Die Haltestellen des ÖPNV sollten 
mit transparenten Warte- und 
Unterstellmöglichkeiten ausgestattet und die Wege 
dorthin nachts gut ausgeleuchtet sein. 
 

 
Kenntnisnahme 

 
Kenntnisnahme 

  4.2 Räumliche Anordnung  
Die Größe der Gebäude sollte überschaubar sein. 
Aus einem drei- oder viergeschossigen Gebäude 
sind noch Details auf der Straße zu erkennen. 
Durch die übersichtliche Zahl an Haushalten 
kennen sich die Bewohner in der Regel 
untereinander und übernehmen eher 
Verantwortung als in großen Wohnkomplexen. Bei 
einer Gruppierung von niedriggeschossigen 
Wohngebäuden wird die natürliche soziale 
Kontrolle gefördert. Eine Anordnung der Fenster 
hin zu den Straßen, Wegen und Freiflächen erhöht 
die Sozialkontrolle, denn diese geben einem Haus 
„Augen“, um alle Ereignisse im öffentlichen Raum 
wahrnehmen zu können. Des Weiteren ist eine 
deutliche räumliche Zonierung für private, 
halbprivate/halböffentlichen und öffentliche 
Bereichen sehr wichtig, um die 
Nutzungsberechtigungen und -beschränkungen 
klar zu definieren. Werden die Grenzen der 
verschiedenen Bereiche akzeptiert und toleriert, 

 
Kenntnisnahme 

 
Kenntnisnahme 
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kommt es zu weniger Störungen und Konflikte 
können vermieden werden. 

  4.3 Orientierung und Sichtbarkeit  
Die gute Orientierung und Sichtbarkeit der 
Erschließungswege und Hauseingänge sind zur 
Vermeidung von Unsicherheitsgefühlen der 
Bewohner sehr wichtig und fördern zudem die 
Möglichkeit der sozialen Kontrolle. Die 
Erschließung der Gebäude erfolgt in der Planung 
über Laubengänge, von der Straße aus gesehen, 
an der Rückseite der Gebäude. Hier entsteht eine 
Art Innenhofcharakter. Als Problematisch ist 
anzumerken, dass die Laubengänge und die 
Eingänge somit fast keiner sozialen Kontrolle 
durch die Öffentlichkeit unterliegen. Dieser 
Umstand wird wahrscheinlich der Ausrichtung des 
Grundstückes in Bezug auf die Himmelsrichtungen 
geschuldet sein. Bei den Bewohnern handelt es 
sich hier jedoch um Senioren, welche einer 
besonders schutzbedürftigen Gruppe zuzuordnen 
sind. Diese Gruppe wird öfter Opfer von 
Trickdiebstahl und Trickbetrug, z. B. durch dubiose 
Haustürgeschäfte oder Einschleichdiebstahl direkt 
an/in ihren Wohnungen. Diesem Umstand sollte 
hier durch die technische Sicherung (Türspione, 
ausreichende Beleuchtung, etc.) der Wohnungen 
Rechnung getragen werden. Die Wege sollten 
übersichtlich angeordnet und genügend breit sein 
sowie oberirdisch geführt werden. Die Flächen 
zwischen den Gebäuden sollten freie 
Blickbeziehungen und Transparenz bieten. Die 
Abfallbehälter und Unterstellmöglichkeiten sollten 
nicht in unbelebten und unübersichtlichen 
Bereichen abseits der Wege oder der Gebäude 
angeordnet sein. 

 
Kenntnisnahme; 
die Hinweise werden in den, mit dem 
Investor, zu schließenden Vertrag 
aufgenommen 

 
Kenntnisnahme 
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  4.4 Beleuchtung  
Es wird empfohlen, die Beleuchtung der Wege und 
Gebäude so zu konzipieren, dass es keine dunklen 
Bereiche gibt und die Wege und Eingänge 
vollständig bei Dunkelheit ausgeleuchtet sind. 
Auch innerhalb der Gebäude sind dunkle Bereiche 
zu vermeiden. Eine mangelhafte Beleuchtung 
fördert Unsicherheitsgefühle und kann zu einer 
Verwahrlosung dieser Bereiche führen. Die 
Richtlinien für die Beleuchtung in Anlagen für 
Fußgängerverkehr gemäß DIN 5044, Teil 1 und 
DIN 5035 sind zu berücksichtigen. 

 
Kenntnisnahme 

 
Kenntnisnahme 

  4.5 Freiflächen  
Die Gestaltung der Außenanlagen und Freiflächen 
spielt aus Sicht der Kriminalprävention eine große 
Rolle. Wenn diese von den Bewohnern 
„angenommen“ werden, sorgt dies für eine 
Belebung der Bereiche und somit für eine soziale 
Kontrolle dieser. Daher sollte großer Wert auf die 
Außengestaltung gelegt werden und Mobiliar sowie 
Kinderspielmöglichkeiten als Treffpunkte und 
Gemeinschaftsflächen eingeplant werden. Die 
(informelle) soziale Kontrolle mindert wesentlich 
die Tatgelegenheiten in diesen Bereichen. Die 
Bepflanzung sollte dem Freibereich Struktur 
geben, jedoch keine unübersichtlichen Nischen 
schaffen. Hecken- und Strauchbepflanzung sollte 
klein gehalten werden, um die Übersichtlichkeit 
des Bereichs zu gewährleisten. Auf eine 
ausreichende Beleuchtung (siehe Punkt 4.4) ist zu 
achten. 

 
Kenntnisnahme 

 
Kenntnisnahme 
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  4.6 Pkw-Stellplätze  
Ebenerdige Stellplätze sollten ausreichend 
beleuchtet, übersichtlich, gut einsehbar und nicht 
zu abgelegen sein. Dies ist besonders in Bezug 
auf die flankierende Bepflanzung zu beachten. 
Großräumige Sammelparkplätze sollten aufgrund 
ihrer Unübersichtlichkeit vermieden werden. 

 
Kenntnisnahme 

 
Kenntnisnahme 

  4.7 Zugangsbedingungen und technische 
Sicherung 
Die Zugänge zu den Gebäuden und den 
Freiflächen sollten gut einsehbar und die 
Nutzungsberechtigungen klar definiert sein. Es 
sollte nur kontrollierte Zugänge zu den Gebäuden 
geben. Dies gilt auch für die Nutzräume, 
Abfallbehälter und Unterstellmöglichkeiten, welche 
auch abschließbar sein sollten. Eine sehr wichtige 
Rolle spielt die technische Sicherung des 
Gebäudes. Denn besonders die Zahl der 
Wohnungseinbrüche beeinflusst das allgemeine 
Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger 
nachhaltig negativ. Ein Wohnungseinbruch 
hinterlässt nicht nur bei den Betroffenen seine 
Spuren, sondern kann das Sicherheitsgefühl des 
ganzen Wohngebietes beeinträchtigen. Hier 
handelt es sich bei den Bewohnern um Senioren, 
welche einer besonders schutzbedürftigen Gruppe 
zuzuordnen sind. Diese Gruppe wird öfter Opfer 
von Trickdiebstahl und Trickbetrug, z. B. durch 
dubiose Haustürgeschäfte oder 
Einschleichdiebstahl direkt an/in ihren Wohnungen. 
Mit Sicherungstechnik kann präventiv dem 
Wohnungseinbruch, aber auch dem Trickdiebstahl 
und Trickbetrug (Türspione, ausreichende 
Beleuchtung, etc.) entgegengewirkt werden. Wenn 
die Sicherungstechnik von Anfang an in der 
Planung berücksichtigt wird, ist dies billiger und 
effektiver als im Nachhinein nachzurüsten. Durch 
eine entsprechende Hinweisaufnahme im 

 
 
Kenntnisnahme; 
die Beratungsmöglichkeit der 
Kriminalpolizei wird in die Hinweise 
aufgenommen bzw. den Investoren 
mitgeteilt 

 
 
Kenntnisnahme 
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Satzungsbeschluss kann der Vorhabenträger 
darüber informiert werden. Die Kriminalpolizeiliche 
Beratungsstelle des Polizeipräsidiums Karlsruhe ist 
gerne bereit die Bauträger/Bauherren kostenlos 
und unverbindlich bzgl. eines individuellen 
Sicherungskonzeptes zu beraten oder in 
Zusammenarbeit mit der Gemeinde eine 
Veranstaltung für Bauinteressenten durchzuführen. 
Des Weiteren werden von uns spezielle Vorträge 
für Senioren angeboten. 

8 Erdgas Südwest GmbH i.A. 
Netze Gesellschaft Südwest 
mbH 
Email vom 02.03.2016 
 

Im Bereich der bestehenden Straßen (Adlerstr.) 
und Wege, sind Erdgasleitungen vorhanden, die in 
Abstimmung mit dem Straßenbaulastträger, bzw. 
Grundstückseigentümer verlegt wurden. Bei 
wesentlichen Änderungen der Höhenlage der 
Straßen- und Gehwegoberflächen (Abtrag > 10 
cm, Auftrag > 30 cm) sowie bei anderen 
Maßnahmen, die die Gasleitungen tangieren, ist 
die Erdgas Südwest GmbH, Technischer Service, 
KSNN, Hermann-Löns-Str. 2, 76669 Bad 
Schönborn, rechtzeitig in die Planung mit 
einzubeziehen, um der Kostenminimierung bei evtl. 
erforderlichen Umbaumaßnahmen oder 
Umplanungen gerecht zu werden. Dasselbe gilt für 
evtl. Teilnahmen an Ausschreibungen von 
Bauleistungen. 
 
Ein Anschluss zusätzlicher Straßen, bzw. neue 
Netzanschlüsse an das vorhandene Netz ist 
technisch möglich; eine Entscheidung über den 
Ausbau kann jedoch erst anhand einer 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erfolgen, wenn ein 
entsprechender Bedarf für Erdgasanschlüsse 
besteht, bzw. keine Erschließung mit Nahwärme 
durch Dritte erfolgt. 
 
Bei neuen Erschließungsstraßen und -wegen sollte 
vorsichtshalber darauf geachtet werden, dass eine 
Trasse für eine Gasleitung vorgesehen wird. Bei 

Die Anmerkungen werden zur 
Kenntnis genommen. Sofern 
Veränderungen an bestehenden 
Gasleitungen erforderlich sind, 
erfolgt eine Abstimmung mit der 
Netze Südwest.  

Kenntnisnahme  
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Privatstraßen oder -wegen muss dann ein 
entsprechendes Leitungsrecht für die Gasleitung 
im Bebauungsplan eingetragen werden. Die 
Einhaltung der Baumschutzverordnung wäre vom 
Erschließungsträger zu  
veranlassen und zu bezahlen. 
 

 Email vom 24.03.2016 Zum o.g. Bebauungsplan haben wir bereits mit 
Schreiben vom 02.03.2016 Stellung genommen. 
Weitergehende Sachverhalte haben sich für uns 
zwischenzeitlich nicht ergeben. 

Kenntnisnahme  Kenntnisnahme  

9 Landratsamt Karlsruhe  
Email und Schreiben vom 
07.03./14.04.2016 

Kreisbrandmeister  
Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist 
eine Wassermenge von mind. 96 m³/Std. über 
mindestens zwei Stunden erforderlich. Die 
geforderte Löschwassermenge muss innerhalb 
eines Löschbereiches von max. 300 m um die 
Objekte sichergestellt werden. Geeignete 
Entnahmestellen (z.B. Hydranten) müssen in einer 
Entfernung von höchstens 80 m zu Gebäuden 
vorhanden sein. 
Entnahmestellen (z.B. Hydranten) sind mindestens 
einmal im Jahr, möglichst vor Beginn des Winters, 
zu überprüfen und zu warten. Der Netzdruck darf 
bei der Löschwasserentnahme an keiner Stelle des 
Netzes unter 1,5 bar abfallen. Bei der Verwendung 
von Überflurhydranten ist die DIN EN 14384 zu 
beachten. Bei der Verwendung von 
Unterflurhydranten ist die DIN EN 14339 zu 
beachten. Unterflurhydranten sind mit 
Hinweisschildern nach DIN 4066 zu kennzeichnen. 
Es sind Zufahrtsmöglichkeiten für Feuerlösch- und 
Rettungsfahrzeuge bzw. Zu- oder Durchgänge für 
die Feuerwehr zu den Gebäuden zu 
berücksichtigen. Die Vorgaben des § 2 LBOAVO 
sowie der VwV-Feuerwehrflächen sind zu 
beachten. 
 

 
Die Anmerkungen werden zur 
Kenntnis genommen. Die Vorgaben 
einer ausreichenden 
Löschwasserversorgung sowie 
ausreichend dimensionierter 
Aufstellflächen für die Feuerwehr 
werden im Zuge der Erschließungs- 
bzw. Objektplanung berücksichtigt 
und ggf. mit der Feuerwehr 
abgestimmt. 
 

 
Die ausreichende 
Löschwasserversorgung wird im 
Zuge der Objektplanung 
sichergestellt. 
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  Amt für Umwelt und Arbeitsschutz – 
Altlasten/Bodenschutz – Gewässer – Abwasser  

  

  Grundwasser/Wasserversorgung  
Nach unseren Kenntnissen befindet sich auf dem 
Gelände ein Bohrbrunnen. Sollte durch die 
geplante Maßnahme der Brunnen überbaut 
werden, so ist dieser zurückzubauen. Dabei sind 
alle Brunneneinrichtungen zu beseitigen und das 
Bohrloch mit einwandfreiem Material zu verfüllen. 
Für die Abdichtung der obersten 2 m ist geeignetes 
Dichtungsmaterial zu verwenden. Diese 
Maßnahme ist vorher der unteren Wasserbehörde 
schriftlich mitzuteilen. 
 

 
Kenntnisnahme 

 
Kenntnisnahme 

  Abwa sser  
Nach § 55 (2) WHG soll das Niederschlagswasser 
von Grundstücken versickert oder über eine 
Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
Die schadlose dezentrale Beseitigung von 
Niederschlagswasser ist erlaubnisfrei. 
Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, 
wenn es flächenhaft oder in Mulden auf 
mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden 
in das Grundwasser versickert wird. Sollen andere 
Versickerungsvarianten zur Ausführung kommen, 

 
Die Möglichkeit der Versickerung 
wird im Zuge der Objektplanung 
überprüft. Sofern diese nicht 
vollständig möglich ist, muss nicht 
versickerbares Oberflächenwasser 
in die Mischwasserkanalisation in 
der Adlerstraße eingeleitet werden. 
Ein Trennsystem ist in der 
Adlerstraße nicht vorhanden ggf. 
werden zur Vermeidung einer 
Überlastung der Kanalisation 
geeignete Retentionseinrichtungen 
vorgesehen. 
 

 
Der Gemeinderat nimmt zur 
Kenntnis, dass die Versickerung 
von Niederschlagswasser auf dem 
Grundstück geprüft wird, jedoch 
nicht gänzlich ausgeschlossen 
werden kann, dass dieses in die 
Mischwasserkanalisation der 
Gemeinde, wie bisher, eingeleitet 
werden muss. 
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ist vom Bauherrn eine wasserrechtliche 
Genehmigung bzw. Erlaubnis beim Landratsamt 
Karlsruhe, Amt für Umwelt und Arbeitsschutz, zu 
beantragen. Vor einer ortsnahen Einleitung in ein 
oberirdisches Gewässer sollen die Möglichkeiten 
zur Rückhaltung des Niederschlagswassers 
genutzt werden. Die Einleitung sollte 
beispielsweise über bewachsene Gräben oder 
gepuffert über Mulden erfolgen. 
 
Sofern eine Versickerung von 
Niederschlagswasser auf privaten Grundstücken 
realisiert wird, ist als Planungshilfe für den 
Architekten das Merkblatt des Landratsamtes 
Karlsruhe, Amt für Umwelt und Arbeitsschutz, 
„Versickerung von Niederschlagswasser über die 
belebte Bodenzone“ zu beachten. Das o. g. 
Merkblatt liegt der Gemeinde vor. 
 

  Amt für Umwelt und Arbeitsschutz – 
Naturschutz 
 
Stellungnahme vom 07.03.2016 
 
In den Vorbemerkungen zur Begründung des 
Bebauungsplanes ist bei den Rechtsgrundlagen 
aufgefallen, dass noch das alte 
Landesnaturschutzgesetz Baden-Württemberg 
zitiert ist. Im Jahr 2015 ist ein neues 
Landesnaturschutzgesetz in Kraft getreten und 
diese Aktualisierung ist in den Rechtsgrundlagen 
vorzunehmen. 
 
Da es sich um ein innerörtliches Vorhaben handelt, 
bestehen von Seiten der Naturschutzbehörde 
gegen das Vorhaben keine grundsätzlichen 
Bedenken. Auch bei Vorhaben im innerörtlichen 
Bereich sind artenschutzrechtliche Vorschriften zu 
beachten. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Die Beschreibung der Ausgangssituation lässt 
erwarten, das artenschutzrechtlich relevante Arten 
durchaus auftreten können. Ohne nähere 
Untersuchung hat das Planungsbüro allerdings 
mitgeteilt, dass offenbar von keinen erheblichen 
Auswirkungen auf die lokalen Populationen 
auszugehen ist. Ohne Daten zu Erhebungen der 
Arten kann diese Aussage jedoch nicht 
nachvollzogen werden. Vor diesem Hintergrund 
wird um weitere Beteiligung am Verfahren 
gebeten, sobald die artenschutzrechtliche Prüfung 
vorliegt. Erst wenn es hierzu verlässliche Angaben 
gibt kann auch beurteilt werden, ob bzw. welche 
Auswirkungen sich aus dem Artenschutz für die 
Realisierung des Vorhabens ergeben. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

  Stellungnahme vom 14.04.2016 
Im Rahmen der Beteiligung zum Bebauungsplan 
wurden zunächst Unterlagen mit dem 
Entwurfsstand 17.12.2015 übersandt. Hierzu hatte 
die Naturschutzbehörde Anfang Februar eine 
Stellungnahme abgegeben und unter anderem 
anhand der Beschreibung der Ausgangssituation 
auf mögliche artenschutzrechtlich relevante Punkte 
hingewiesen. Die Naturschutzbehörde hatte vor 
diesem Hintergrund um weitere Beteiligung am 
Verfahren gebeten, sobald die 
artenschutzrechtliche Prüfung vorliegt. 
 
Den aktuell übersandten Unterlagen im Rahmen 
der Offenlage konnte entnommen werden, dass 
der Abriss der Gebäude bereits Anfang 2016 
erfolgt ist. Dies war bisher nicht bekannt und wurde 
so auch nicht mitgeteilt. Insofern erstaunt das 
Vorgehen des Trägers der Bauleitplanung, dass 
noch während des laufenden Verfahrens 
Tatsachen geschaffen werden. Im Entwurfsstand 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis des Landratsamtes ist 
unzutreffend. Der Abriss wurde der 
Behörde angezeigt. Wie die 
Gemeindeverwaltung erst durch das 
Schreiben im Rahmen der Anhörung 
erfahren hat ist es zwischen dem 
Baurechtsamt und dem Umweltamt 
zu Abstimmungsschwierigkeiten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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der Unterlagen Stand 21.01.2016 kann unter Ziffer 
7 (Beschreibung der Umweltauswirkungen) 
entnommen werden, dass nach Räumung des 
Geländes weder geeignete Grünstrukturen noch 
sonstige Strukturen zur Verfügung stehen. Dies 
erstaunt auch nicht. Aus Sicht der 
Naturschutzbehörde hätte vor Beginn von Arbeiten 
eine entsprechende Kontrolle insbesondere in den 
alten baulichen Anlagen erfolgen müssen. 
Nachträglich von Seiten des Planungsträgers 
mitzuteilen, dass Abrissarbeiten erfolgt sind und 
aktuell keine artenschutzrelevanten Vorkommen 
feststellbar sind, kann von der Naturschutzbehörde 
daher nicht mehr kommentiert werden. Aus Sicht 
der Naturschutzbehörde sollte zumindest bei 
künftigen Verfahren sichergestellt werden, dass 
artenschutzrechtlich relevante Punkte qualifiziert 
abgearbeitet und in den Unterlagen dokumentiert 
werden und dass nicht nachträglich lediglich 
vollendete Tatsachen geschaffen und mitgeteilt 
werden, zu denen dann keine fachliche 
Stellungnahme mehr möglich ist. 
 

gekommen. Um diese zukünftig zu 
vermeiden, werden entsprechende 
Abrissanträge nicht nur an das 
Baurechtsamt sondern auch an das 
Umweltamt direkt durch die 
Gemeindeverwaltung zugestellt. 
Dies stellt ein Entgegenkommen der 
Gemeindeverwaltung dar. 

  Amt für Umwelt und Arbeitsschutz – 
Immissionsschutz 
Gegen die Planung bestehen keine 
grundsätzlichen Bedenken, sofern z.B. durch 
passive Lärmschutzmaßnahmen in Verbindung mit 
geeigneten Belüftungssystemen oder andere 
geeignete Maßnahmen sichergestellt wird, dass 
die maßgeblichen Lärmrichtwerte nach TA Lärm 
zum Schutz der Bewohner eingehalten werden. 
Die vorgenommene überschlägige Einschätzung 
der Lärmimmissionen ergab gemäß den 
vorliegenden Unterlagen Anhaltspunkte zu 
Lärmüberschreitungen. 
 
Wir empfehlen daher die Einholung eines 
Schallgutachtens zu den auf die Bewohner zu 

 
 
Maßgebende Lärmquelle für das 
Plangebiet ist der Individualverkehr 
in der Adlerstraße. Da das 
projektierte Vorhaben dem betreuten 
Wohnen dient, ist mit Anliefer- wie 
auch Besucherverkehr zu rechnen. 
Dieser ist erfahrungsgemäß jedoch 
untergeordnet und findet nahezu 
vollständig am Tage statt. 
 
 
 
Mit der überschlägigen Ermittlung 
der Lärmpegel und der Festsetzung 

 
 
Kenntnisnahme; 
auf die Einholung eines 
Lärmgutachten wird verzichtet, da 
die überschlägige Ermittlung des 
Lärmpegel ergeben hat, , dass 
eine Beeinträchtigung für die 
Bewohner nicht zu erwarten ist.  
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erwartenden Lärmimmissionen durch den Betrieb 
der Anlage, dem Zu- und Abverkehr sowie dem 
Straßenverkehr. 

von passiven 
Lärmschutzmaßnahmen sind 
ausreichende 
Lärmschutzvorkehrungen getroffen. 
Insoweit wird auf die Begründung 
verwiesen. Weitergehende 
Gutachten werden vor diesem 
Hintergrund als nicht erforderlich 
angesehen. Der Anregung wird 
daher nicht gefolgt. 

  Straßenverkehrsamt  
Das o.g. Verfahren verfolgt das städtebauliche 
Ziel, die Attraktivität des Ortskernes Oberhausen 
zu erhalten und innerörtliche Potenziale zu nutzen. 
Es handelt sich dabei um den Neubau einer 
altersgerechten Wohnanlage mit ca. 25 
Wohneinheiten. Die verkehrliche Erschließung des 
Plangebietes erfolgt über die Adlerstraße. Die 
Planung sieht die Anlage von 15 Stellplätzen, die 
vornehmlich dem Personal und Besuchern zur 
Verfügung stehen, vor. Wir empfehlen in diesem 
Zusammenhang die Planung weiterer Stellflächen -
evtl. auf angrenzenden Flächen- zu favorisieren, 
um einer bedarfsgerechten Parkraumnachfrage 
Rechnung zu tragen. Auf die einschlägigen 
Regelwerke „Empfehlungen für Anlagen des 
ruhenden Verkehrs (EAR 05) bzw. „Richtlinien für 
die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06)“ wird 
hierzu verwiesen. 
 

 
Das Vorhaben dient dem betreuten 
Wohnen. Daher kann davon 
ausgegangen werden, dass nur 
wenige Bewohner über einen 
eigenen Pkw verfügen. Die 
vorgesehene Zahl an Stellplätzen 
(18 und nicht wie in der 
Stellungnahme angegeben 15) wird 
vor diesem Hintergrund als 
ausreichend angesehen. Alternativ 
könnten auf dem Grundstück der 
Gemeinde Oberhausen 
Rheinhausen FlSt. Nr. 303/1 weitere 
Stellplätze angelegt werden. 
 

 
Der Gemeinderat nimmt die im 
Gestaltungsplan festgesetzten 18 
Stellplätze zur Kenntnis. Darüber 
hinaus willigt der Gemeinderat 
ein, dass auf dem der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen 
gehörenden Grundstück im 
Rahmen des Ausbaus weitere 
Stellplätze angelegt werden. 

  Gesundheitsamt  
Nach Durchsicht der Planunterlagen (in Regisafe ) 
bestehen seitens des Gesundheitsamtes, in Bezug 
auf die Trinkwasserhausinstallation, gegen das 
Bauvorhaben grundsätzlich keine Bedenken. 
Hinsichtlich Planung, Bau und Betrieb der Anlagen 
für Trinkwasserinstallation ist die dritte Verordnung 
zur Änderung der Trinkwasserverordnung 
(TrinkwV) vom 02.August 2015, zu beachten. 

 
Die Anmerkungen werden zur 
Kenntnis genommen und im Zuge 
der Objektplanung berücksichtigt. 
 

 
Kenntnisnahme 
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Demnach sind bei Planung, Bau und Betrieb der 
Anlagen für Trinkwasserinstallation entsprechend § 
17 Abs. der Trinkwasserverordnung (TrinkwV 
2001) mindestens die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik einzuhalten. Relevant sind 
hierbei vor allem die DIN 1988, DIN EN 806, DIN 
EN 1716, VDI 6023 sowie die DVGW Arbeitsblätter 
W 551 und W 553. Um Untersuchungen nach 
TrinkwV durchführen zu können, sind an 
relevanten Stellen geeignete 
Probeentnahmearmaturen für die fachgerechten 
Probenahme gem. § 14 Abs. 3 der Trinkwasser-
verordnung planerisch vorzusehen. 

  Baurechtsamt  
 
Stellungnahme vom 07.03.2016 
• Rechtsgrundlagen aktualisieren: Das 
BauGB ist zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 20.10.2015 geändert worden (BGBl. S. 1722). 
 
• Das Naturschutzgesetz (Gesetz des 
Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur 
und zur Pflege der Landschaft) verkündet als 
Artikel 1 des Gesetzes zur Neuordnung des 
Rechts des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege vom 23. Juni 2015 (GBl. S. 
585), in Kraft getreten am 14.07.2015. 
 
• Das Satzungsblatt ist noch zu erstellen 
 
 
 
• Der Durchführungsvertrag ist vor 
Satzungsbeschluss abzuschließen. 

 
 
 
Die Rechtsgrundlage wird 
aktualisiert. 
 
 
Die Rechtsgrundlage wird 
aktualisiert. 
 
 
 
 
 
 
Das Satzungsblatt wird noch erstellt. 
 
 
 
Der Durchführungsvertrag wird vor 
dem Satzungsbeschluss 
abgeschlossen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Das Satzungsblatt wurde 
zwischenzeitlich erstellt, 
Kenntnisnahme 
 
Kenntnisnahme 

   
Stellungnahme vom 14.04.2016 
• Es wird nochmals auf die Erstellung des 

 
 
Das Satzungsblatt ist erstellt. 

 
 
Kenntnisnahme 
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Satzungsblatts hingewiesen. 
 
• Die ausgewiesene Stellplatzfläche auf der 
Süd-Westseite ist nur 2,00 m breit. Die 
Mindestbreite für Stellplätze beträgt 2,30 m. 
 
• Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Anzahl der ausgewiesenen Stellplätze ggf. nicht 
ausreicht. Grundsätzlich gilt auch für 
Altenwohnungen die Pflicht gem. § 37 Abs. 1 LBO 
einen Stellplatz je Wohnung auszuweisen. Laut 
Ziffer 1 der planungsrechtlichen Festsetzung ist 
auch allgemeines Wohnen zulässig, sowie auch 
andere Nutzungen, die eine Stellplatzpflicht nach 
sich ziehen. 
 
 
• Was ist unter ergänzende Nutzungen zu 
verstehen? 
 
 
 
 
 
 
 
• Im V+E-Plan sind lediglich die Wohnungen 
dargestellt. Alle sonstigen, im Rahmen der 
festgesetzten Nutzungen, zulässigen Vorhaben 
müssen im Durchführungsvertrag detailliert 
festgeschrieben werden (bzw. Darstellung im V+E-
Plan). Der Baurechtsbehörde ist auch der 
Durchführungsvertrag auszuhändigen, weil die 
Zulässigkeit der nicht im V+E-Plan dargestellten 
Vorhaben sonst nicht überprüft werden kann. In 
der Begründung sollte dargelegt werden, welche 
Vorhaben lt. Durchführungsvertrag zulässig sind. 
 

 
 
Die Stellplätze werden auf 2,30 m 
verbreitert. 
 
 
Das Vorhaben dient 
ausschließlich dem Betreuten 
Wohnen. Es ist davon auszugehen, 
dass nur wenige Bewohner über ein 
eigenes Fahrzeug verfügen. Vor 
diesem Hintergrund ist die Zahl der 
Stellplätze als ausreichend 
anzusehen. Im Zuge der 
Genehmigungsplanung erfolgt hierzu 
eine Abstimmung mit der 
Baurechtsbehörde. 
 
Die Art der baulichen Nutzung wird 
präzisiert. Es ist ausschließlich 
Betreutes Wohnen mit 
dazugehörigen Funktionen wie 
Veranstaltungs- bzw. 
Gemeinschaftsräume, Verwaltungs-
räume oder Räume für 
Dienstleistungen zulässig. 
 
Die Anmerkung ist nicht korrekt. Aus 
dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan ist ersichtlich, 
dass im Bauteil an der Adlerstraße 
Gemeinschaftsräume sowie Räume 
für Verwaltung und Dienstleistung 
vorgesehen sind (Grundriss 
Erdgeschoss). Im 
Durchführungsvertrag werden die 
vorgesehenen Nutzungen weiter 
konkretisiert. Der Vertrag wird nach 
Unterzeichnung der 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Der Gemeinderat begrüßt die 
Klarstellung, dass lediglich 
Betreutes Wohnen vorgesehen 
und geplant ist. Dies wird so im 
Durchführungsvertrag mit dem 
Investor geregelt. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Baurechtsbehörde zugeleitet. 
 

  Forstamt, Gesundheitsamt, Amt für 
Vermessung, Geoinformation und 
Flurneuordnung, Amt für Straßen, 
Landwirtschaftsamt, Amt für Grundsatz und 
Soziales, Abfallwirtschaftsbetrieb des 
Landkreises Karlsruhe 
 
Keine Anregungen oder Bedenken. 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

10 KVV Karlsruher 
Verkehrsverbund GmbH 
Schreiben vom 15.03.2016 

Der KVV ist von dem Vorhaben nicht betroffen. Kenntnisnahme Kenntnisnahme  

11 Gemeinde Neulußheim  
Email vom 23.03.2016 

Auf eine Stellungnahme wird verzichtet. Kenntnisnahme Kenntnisnahme  

12 IHK Industrie - und 
Handelskammer Karlsruhe 
Email vom 12.04.2016 

Nach Überprüfung der uns überlassenen 
Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass die IHK 
Karlsruhe zu dem oben genannten Bebauungsplan 
keine Bedenken oder Anregungen vorzubringen 
hat. 

Kenntnisnahme Kenntnisnahme  

13 Regionalverband Mittlerer 
Oberrhein 
Schreiben vom 11.03.2016 

Regionalplanerische Belange sind von dem 
Vorhaben nicht berührt. 

Kenntnisnahme Kenn tnisnahme  

 
2.  Bürger im Rahmen der Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
1 Schreiben Bürger/in  

vom 24.03.2016 
Hiermit möchte ich als Anlieger folgende Bedenken 
zu den Festsetzungen des o.g. Bebauungsplanes 
vorbringen: 
Die Bebauung mit 3 Vollgeschossen - besonders 
mit der angedachten Dachform fügt sich in keiner 
Weise in das Straßenbild ein (beachte § 34 
BauGB). Eine Alternative wäre hier - wie in der 
Adlerstraße 21 bereits realisiert - ein Satteldach 
mit Gauben. 
 
 
 

 
 
 
Da das Vorhaben nicht nach 
Innenbereichskriterien genehmigt 
werden kann, erfolgt die Aufstellung 
eines Bebauungsplanes. Mit dem 
zeitgemäß gestalteten Vorhaben soll 
bewusst ein städtebaulicher Akzent 
in der Adlerstraße gesetzt werden. 
Dabei wird es jedoch trotz der 
vorgesehenen Höhe und der 

 
 
 
Der Bebauungsplan wird 
erforderlich, da sich das 
Vorhaben nicht nach 
Innenbereichskriterien genehmigt 
werden kann (§ 34 BauGB) 
 
 
 
Das Vorhaben passt sich trotz 
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Die Anzahl der geplanten Stellplätze sind zu 
wenig, da gem. der tel. Aussage von Herrn Sauter 
vom 25.01.2016 die Wohnungen nicht 
ausschließlich bzw. nicht bevorzugt an behinderte 
oder betreuungsbedürftige Menschen vergeben 
werden. Bei 25 Wohnungen könnte demnach mit 
25 oder mehr Kfz zzgl. Fahrräder gerechnet 
werden. Aufgrund des einseitigen Halteverbotes ist 
bereits jetzt die Parksituation angespannt. 
 
 
 
Die Anmerkungen werden von allen Bewohnern 
der Adlerstraße 24 (neun Personen) unterstützt. 

Ausbildung eines Pultdaches jedoch 
zu keinem Maßstabssprung 
kommen, da das Dachgeschoss 
eingerückt wird und damit optisch in 
den Hintergrund rückt. Das Gebäude 
erscheint somit zweigeschossig und 
passt sich durchaus der 
umgebenden Bebauung an. 
Dem Vorschlag zur Ausbildung eines 
Satteldaches mit Dachgauben wird 
nicht gefolgt, da die Anlage dem 
betreuten Wohnen dient. Für die 
vorwiegend ältere, teilweise 
mobilitätseingeschränkte 
Bewohnerschaft sind Wohnungen 
mit Dachschrägen wenig geeignet. 
 
 
Das Vorhaben dient dem Betreuten 
Wohnen, d.h. die Bewohnerschaft 
wird sich aus älteren und/oder 
mobilitätseingeschränkten Personen 
zusammensetzen. Der Pkw-Bestand 
unter den Bewohnern wird daher 
gering sein. Vor diesem Hintergrund 
wird die Zahl der Stellplätze als 
ausreichend eingestuft. Hierzu 
erfolgt jedoch eine Abstimmung mit 
der Baurechtsbehörde. 

erkennbar mode rner Architektur 
der baulichen Umgebung an. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anlage dient dem Betreuten 
Wohnen, die Zahl der Stellplätze 
wird daher als ausreichend 
eingestuft. Die entsprechende 
Festsetzung wird im 
Durchführungsvertrag verbindlich 
für beide Seiten geregelt. 
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Nach sorgsamer Abwägung der ausgearbeiteten Beschlussvorschläge kann die 
Satzung zum Bebauungsplan entsprechend gefasst werden. 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen deren 
Stellungnahmen. 
 
Gemeinderat Bechtel (CDU) kann dem Beschlussvorschlag die Zustimmung der 
CDU-Fraktion erteilen. 
 
Gemeinderat Korrmann (FÖDL) erteilt die Zustimmung der FÖDL-Fraktion zum 
vogelegten Beschlussvorschlag. 
 
Gemeinderat Horn (SPD) stimmt ebenfalls zu. 
 
Gemeinderat Hoffmann (FW) kann abschließend ebenfalls zustimmen. 
 
 
 
 
Beschluss:  
 
1. 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig die im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung und der Beteiligung der Träger öffentlich er Belange gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Ste llungnahmen zur 
Kenntnis. 
 
2. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig nach sorgsamer Ab wägung der 
eingegangenen Anregungen und Bedenken allen ausgear beiteten 
Beschlussvorschlägen zu. 
 
3. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig den vorhabenb ezogenen 
Bebauungsplan „Adlerstraße 31“ als Satzung. Der Gem einderat billigt die 
Bebauungsplanunterlagen mit Begründung in der Fassu ng vom 08.06.2016. 
 
 
 

Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen 
 

 
 

S a t z u n g 
 

über 
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a) den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Adlerstraße  31“ 
b) die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Adlerstraße 31“ 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen  hat in seiner 
öffentlichen Sitzung am 27.06.2016 
 

a) aufgrund der §§ 1, 2 und 8-10 des Baugesetzbuche s (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. S.  2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktob er 2015 (BGBl. I S. 
1722) 

b) aufgrund von § 74 der Landesbauordnung Baden-Wür ttemberg (LBO) in 
der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. 2010 S. 357, ber . S. 416), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Novem ber 2014 (GBl. S. 
501) 

 
in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung Baden-Wür ttemberg in der 
Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. 698), zul etzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. 2016 S. 1) 
 
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan sowie die örtli chen Bauvorschriften 
„Adlerstraße 31“ als Satzung beschlossen. 
 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus der F estsetzung im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans und der örtl ichen Bauvorschriften. 
Er liegt auf den Flurstücken Nr. 356/1 und 303 (tei lw.) und ist Bestandteil der 
Satzung. 
 

§ 2 Inhalt der Satzung 
 
Teil 1  Bestandteile 

�  Planungsrechtliche Festsetzungen 
�  Örtliche Bauvorschriften 
�  Planfestsetzung durch Zeichnung, Farbe, Schrift und  Text 
�  Hinweise 

 
Teil 2  Begründung 

�  Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 
�  Begründung der örtlichen Bauvorschriften 

 
           Anlagen 

�  Kenndaten der Planung 
�  Übersichtsplan Geltungsbereich 
�  Vorhaben- und Erschließungsplan 
�  Rechtsgrundlagen, Verfahrensablauf und -vermerke, S atzungstext 

 
§ 3 Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO h andelt, werden aufgrund 
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von § 74 LBO ergangenen örtlichen Bauvorschriften z uwiderhandelt.  
 

§ 4 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit der öffentlichen Bekanntmac hung des 
Satzungsbeschlusses nach § 10 BauGB in Kraft. 
 
Mit allen Bestandteilen beschlossen in der öffentli chen Gemeinderatssitzung 
am 27.06.2016. 
 
Oberhausen-Rheinhausen, den  
 
Büchner, Bürgermeister (Dienstsiegel) 
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Prot okoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhausen -Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 6 öffentlich DS-Nr. GR79/2016 
Fachamt: Büro des Bürger meisters  zur Beschlussfassung  
Jahresbericht 2015 der Grundschulkinderbetreuung Ob erhausen durch die 
AWO           
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner stellt fest, dass mit der vertraglichen Vereinbarung vom 
29.02.2012 zwischen der Gemeinde Oberhausen Rheinhausen und der AWO 
Soziale Dienste gGmbH die Betriebsträgerschaft der Grundschulkinderbetreuung an 
der Grundschule „Am Schwarzen Weg“ sowie der Grundschule in der Jahnstraße auf 
die AWO übertragen wurde.  
 
Die AWO legt nun ihren Jahresbericht 2015 vor, der in der heutigen Sitzung dem 
Gemeinderat von Frau Rolli, Frau Mahasienko und Herr Adler von der AWO 
vorgestellt wird Danach werden im Schuljahr 2015/2016 an beiden Standorten 
insgesamt 120 Kinder in der Kernzeit bzw. bis 17:00 Uhr in unterschiedlichen Formen 
betreut. Darüber hinaus wird an vier Wochen den Kindern und Eltern ein Programm 
an beiden Schulstandorten geboten. Hierfür stehen insgesamt 12 ausgebildete 
Fachkräfte sowie 2 FSJler zur Verfügung. 
 
Ziel der Arbeit der AWO ist nicht lediglich eine Aufsicht für die Kinder. Es sollen 
vielmehr grundlegende Haltungen gebildet, Werte, Regeln und Normen des 
Zusammenlebens entwickelt und gelebt werden. Hierzu werden verschiedene 
Projekte angeboten, die im Bericht dargestellt werden. Darüber hinaus wird ein Tag 
in der Grundschulkinderbetreuung dargestellt. 
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Stellungnahme der Gemeindeverwaltung 
 
Die Gemeindeverwaltung bedankt sich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
AWO für die geleistete Arbeit. Sie verweist jedoch darauf, dass vertraglich die 
Grundschulkinderbetreuung und keine Betriebsträgerschaft von Horten übertragen 
wurde. 
In Zielen und Werten muss dies keinen Unterschied deuten. Das Wohl der Kinder 
muss bei allem was in diesem Bereich geschieht im Mittelpunkt stehen. Hieran 
arbeiten die AWO und die Gemeindeverwaltung gemeinsam. Dass sich die Kinder 
während der Betreuung wohlfühlen, zeigt nicht nur der Bericht sondern auch 
Reaktionen von Eltern und Kindern. 
 

Kosten der Grundschuldkindbetreuung 
 
Durch die gestiegene Anzahl der betreuten Kinder haben sich auch die Kosten in der 
Grundschulkinderbetreuung in den zurückliegenden Jahren gesteigert. Sie beliefen 
sich im Jahre 2015 auf mehr als 190.000,00 €. Der Ausgabenverlauf ist nachstehend 
wiedergegeben. Im Jahre 2012 handelt es sich lediglich um ein Teiljahr. 

 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen deren 
Stellungnahmen. 
 
Gemeinderätin Hartkorn (CDU) bedankt sich für den aufschlussreichen Vortrag und 
die geleistete Arbeit. Sie und die Fraktion der CDU können dem Beschlussvorschlag 
zustimmen. 

 2015 2014 2013 2012 
Zuschuss an Betriebsträger 192.548,09 € 156.909,92 € 144.847,69 € 55.906,33 € 
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Gemeinderätin Zieger(FÖDL) spricht ebenfalls ihren Dank aus und stimmt dem 
Beschlussvorschlag zu. 
 
Gemeinderat Häfele (SPD) bedankt sich ebenfalls recht herzlich für den 
Sachvortrag und die geleistete Arbeit. Den Jahresbericht 2015 zur 
Grundschulkinderbetreuung kann die Fraktion der SPD zur Kenntnis zur Kenntnis 
nehmen. 
 
Gemeinderat Hoffmann (FW) kann dem vorgelegten Beschlussvorschlag 
abschließend ebenfalls zustimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig den Jahresbericht 2015 zur 
Grundschulkinderbetreuung zur Kenntnis. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 7 öffentlich DS-Nr. GR80/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Grundschulkinderbetreuuung durch die AWO Soziale Di enste gGmbH  
- Anpassung des Vertrages über die Betriebsträgerscha ft der 
Grundschulkinderbetreuung      
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  merkt an, dass die AWO Soziale Dienste gGmbH führt seit 
dem Schuljahr 2012/2013 im Auftrag der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen die 
Grundschulkinderbetreuung an der Grundschule in der Jahnstraße sowie an der 
Gemeinschaftsschule durch. 
 
Im Schuljahr 2015/2016 betreut die AWO Soziale Dienste gGmbH 120 Kinder.  
 
Nachdem es in der Vergangenheit im Hinblick auf die Auslegung des Vertrages zu 
verschiedenen Fragen, aus Sicht der AWO Soziale Dienste gGmbH, Klärungsbedarf 
gegeben hat, wurde vereinbart, dass seitens des Dienstleisters der Gemeinde die 
gewünschten vertraglichen Änderungen zusammengefasst werden. Diese wurden 
nunmehr mit E-Mail vom 08. April 2016 eingereicht. 
 
 

Gegenüberstellung der beiden Verträge; 
Stellungnahme der Gemeindeverwaltung zu den vorgebr achten Änderungen 

 
Nachfolgend dargestellt sind der bisherige Vertrag vom 15. August 2012, der neu 
eingereichte Vertragsentwurf sowie die Stellungnahme der Gemeindeverwaltung zu 
den einzelnen Änderungswünschen. Abweichungen zwischen den beiden Verträgen 
sind entsprechend „rot“ hervorgehoben. 
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Bisheriger Vertrag vom 15.08.2012  Neu eingreichter Vertrag  Stellungnahme der Gemeindeverwaltung  
§ 1 Betreuungszeitraum und Betreuungsumfang  
 
1. 
Der Zeitraum der Betreuung wird von den Parteien 
einvernehmlich unter Berücksichtigung der 
Wünsche der Eltern festgelegt. Er umfasst derzeit 
grundsätzlich die Zeit von 7.00 Uhr bis zum Beginn 
der 2. Schulstunde sowie nach der 5. Schulstunde 
bis 16.30 Uhr bzw. 18.00 Uhr. 
 
Während der Schulferien oder an schulfreien Tagen 
erstreckt sich der Betreuungszeitraum grundsätzlich 
durchgehend von 7.00 Uhr bis 16.30 Uhr bzw. 
18.00 Uhr.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Während des Betreuungszeitraums stellt der Träger 
eine Betreuung durch geeignete Personen sicher. 
Bei einer Änderung der Unterrichtszeiten für die 
gesamte Schule werden die Betreuungszeiten 
seitens der Gemeinde entsprechend angepasst. 
 
2. 
Die Betreuung beinhaltet die Beaufsichtigung und 
pädagogische Begleitung der angemeldeten Kinder. 
Hierzu gehört unter anderem eine 
Hausaufgabenbetreuung, das Angebot einer 
gemeinsamen Mahlzeit sowie Raum für 

§ 1 Betreuungszeitraum und Betreuungsumfang  
 
1. 
Der Zeitraum der Betreuung wird von den Parteien 
einvernehmlich unter Berücksichtigung der 
Wünsche der Eltern festgelegt. Er umfasst derzeit 
grundsätzlich die Zeit von 7.00 Uhr bis zum Beginn 
der 2. Schulstunde sowie nach der 5. Schulstunde 
bis 17.00 Uhr.  
 
Während der Schulferien oder an schulfreien Tagen 
erstreckt sich der Betreuungszeitraum grundsätzlich 
durchgehend von 7.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 
 
Die Einrichtung hat maximal bis zu 14 Werktage 
kalenderjährlich geschlossen. Die Lage der 
Schließzeiten erfolgt in Rücksprache mit der 
Gemeinde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Während des Betreuungszeitraums stellt der Träger 
eine Betreuung durch geeignete Personen sicher. 
Bei einer Änderung der Unterrichtszeiten für die 
gesamte Schule werden die Betreuungszeiten 
seitens der Gemeinde entsprechend angepasst. 
 
2. 
Die Betreuung beinhaltet die Beaufsichtigung und 
pädagogische Begleitung der angemeldeten Kinder. 
Hierzu gehört unter anderem eine 
Hausaufgabenbetreuung, das Angebot einer 
gemeinsamen Mahlzeit sowie Raum für 

 
 
 
Die Gemeindeverwaltung kann der Änderung 
zustimmen , da bereits seit dem Schuljahr 
2012/2013 eine Betreuung nur bis 17.00 Uhr 
erfolgt und nach Rücksprache mit der AWO 
Soziale Dienste gGmbH derzeit auch kein Bedarf 
für eine Betreuung bis 18.00 Uhr besteht.  
 
Zustimmung 
siehe obige Ausführungen 
 
 
Bisher wurde bei allen Berechnungen in Bezug auf 
die Personalausstattung, wie auch in der 
Betriebserlaubnis aufgeführt, von 10 Schließtagen 
ausgegangen. Nach Rücksprache mit Frau 
Mahasienko waren in der Vergangenheit die 
Einrichtungen auch tatsächlich nur 10 Tage 
geschlossen. Einer Erhöhung auf 14 Schließtage 
wird zugestimmt bei einer entsprechenden 
Reduzierung des Personalschlüssels. Sollte 
dies nicht gewünscht oder möglich sein, 
sollten 10 Werktage als Schließzeit festgesetzt 
werden. 
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gemeinschaftliche Unternehmungen und Spiele. 
 

gemeinschaftliche Unternehmungen und Spiele. 
 

§ 2 Räumlichkeiten  
 
1.  
Die Grundschulkinderbetreuung findet in den 
Räumlichkeiten der jeweiligen Schule statt. Die 
Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen überlässt 
dem Träger die hierfür notwendigen Räume. 
 
2. 
Ausstattung und Unterhaltung der Räumlichkeiten 
sind Aufgabe der Gemeinde. Sie wird diese nach 
Rücksprache mit dem Träger sowie im Rahmen der 
vorhandenen Haushaltsmittel entsprechend 
ausstatten.  
 

§ 2 Räumlichkeiten  
 
1.  
Die Grundschulkinderbetreuung findet in den 
Räumlichkeiten der jeweiligen Schule satt. Die 
Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen überlässt 
dem Träger hierfür notwendige Räume. 
 
2. 
Ausstattung und Unterhaltung der Räumlichkeiten 
sind Aufgabe der Gemeinde. Sie wird diese nach 
Rücksprache mit dem Träger ausstatten. Der 
Träger stellt im Rahmen der 
Haushaltsmittelanforderungen 
(Vermögenshaushalt) entsprechende Anträge. 
Diese Anträge sind bis spätestens 31. August des 
Vorjahres bei der Gemeinde einzureichen. 
 
Bei unterjährigen nicht vorhersehbaren 
Ersatzbeschaffungen kann der Träger ohne 
vorherige Rücksprache mit der Gemeinde den 
Haushaltsansatz der Einrichtung mit Kosten für 
Anschaffungen bis zu einer Höhe von 410,- Euro 
belasten. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeindeverwaltung kann der Änderung 
zustimmen , da die erforderlichen Angaben für die 
internen Haushaltsberatungen der Verwaltung 
fristgerecht vorliegen müssen. 
 
 
 
 
Die Gemeindeverwaltung kann der Änderung 
aus haushaltsrechtlichen Gründen nicht 
zustimmen. Eine Rücksprache mit der 
Gemeindeverwaltung ist erforderlich, um 
sicherzustellen, dass keine Ausgaben über die 
vom Gemeinderat genehmigten Haushaltsansätze 
erfolgen.  
 

§ 3 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen  
 
Der Träger stellt die erforderlichen Fach- und 
Hilfskräfte an. Er ist für eine gesetzeskonforme 
Personalausstattung verantwortlich.  
Die Personalhoheit liegt beim Träger. Er ist ferner 
verantwortlich für die Fort- und Weiterbildung seiner 
Mitarbeiter/innen.  
 

§ 3 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen  
 
Der Träger stellt die erforderlichen Fach- und 
Hilfskräfte an. Er ist für eine gesetzeskonforme 
Personalausstattung verantwortlich.  
Die Personalhoheit liegt beim Träger. Er ist ferner 
verantwortlich für die Fort- und Weiterbildung seiner 
Mitarbeiter/innen.  
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§ 4 Leistungen des Trägers  
 
1. 
Der Träger sorgt für eine fachgerechte, den 
gesetzlichen Vorschriften entsprechende 
Erziehung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
Der Träger ist verantwortlich für den Betrieb der 
Einrichtung und stellt die Gemeinde insoweit von 
Ansprüchen Dritter frei, sofern der Gemeinde nicht 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit anzulasten ist.  
 
 
3. 
Der Träger beantragt eine Betriebsgenehmigung 
beim KVJS, sofern diese für den Betrieb oder die 
Bewilligung von Zuschüssen erforderlich ist. 

§ 4 Leistungen des Trägers  
 
1. 
Der Träger sorgt für eine fachgerechte, den 
gesetzlichen Vorgaben (§§1 und 22 SGB VIII) 
entsprechende Erziehung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
Der Träger ist verantwortlich für den Betrieb der 
Einrichtung und stellt die Gemeinde insoweit von 
Ansprüchen Dritter frei, sofern der Gemeinde nicht 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit anzulasten ist. 
 
 
3. 
Der Träger beantragt eine Betriebserlaubnis beim 
KVJS, sofern diese für den Betrieb oder die 
Bewilligung von Zuschüssen erforderlich ist. 

 
 
 
Die Gemeindeverwaltung kann dem 
Änderungsvorschlag nur insoweit zustimmen , 
als die Regelung des § 1 SGB VIII in den 
Vertragstext mitaufgenommen wird. 
 
Die Aufnahme des § 22 SGB VIII ist nicht 
angebracht, da der mit der AWO geschlossene 
Vertrag sich grundsätzlich auf die 
Grundschulkinderbetreuung bezieht. Diese ist 
jedoch nicht in § 22 SGB VIII geregelt. Dort wird 
von Horten bzw. Kindergärten, u.a. ausgegangen. 
Dies ist jedoch nur ein Teil, der von der Gemeinde 
durch die AWO angebotenen Leistungen, nämlich 
für Leistungen über einen Zeitraum der Betreuung 
über 14.00 Uhr bzw. über die 
Hausaufgabenbetreuungszeit hinaus. Im Übrigen 
handelt es sich um die landesweit eingeführte 
Kernzeitenbetreuung (Grundschulkinder-
betreuung), die anderen Richtlinien unterliegt. So 
untersteht diese der Schulaufsicht und nicht dem 
KVJS.  
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4. 
Der Träger übernimmt die Durchführung der 
Anmeldung der Kinder sowie den Einzug der 
Beiträge bei den Eltern. Er informiert die Gemeinde 
darüber, wenn Eltern mit der Zahlung des Beitrages 
mehr als drei Monate im Rückstand sind sowie über 
die zum Ausgleich der Forderung eingeleiteten 
Maßnahmen. Hierzu gehört auch die Beratung der 
Eltern über eventuelle Leistungen durch die 
Sozialbehörden. 
 
 
5. 
Der Träger übermittelt der Gemeinde bis 
spätestens Ende September eines jeden Jahres 
eine Aufstellung für die im folgenden Jahr zu 
erwartenden Ausgaben, getrennt für beide 
Standorte, für die Haushaltsaufstellung der 
Gemeinde. Diese hat das Gesamtdefizit sowie die 
zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben, 
getrennt nach einzelnen Konten, zu enthalten. 
Kosten für Geräte, Einrichtung und Ausstattung 
sind gesondert, jeweils einzeln, aufzuführen. Sie 
bedürfen der Zustimmung durch die Gemeinde, die 
grundsätzlich durch die Bereitstellung der Mittel im 

 
Ferner achtet er auf die Einhaltung der 
Fördervoraussetzungen hinsichtlich räumlicher und 
personeller Ausstattung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
Der Träger übernimmt die Durchführung der 
Anmeldung der Kinder sowie den Einzug der 
Beiträge bei den Eltern. Er informiert die Gemeinde 
darüber, wenn Eltern mit der Zahlung des Beitrages 
mehr als drei Monate im Rückstand sind sowie über 
die zum Ausgleich der Forderungen eingeleiteten 
Maßnahmen. Hierzu gehört auch die Beratung der 
Eltern über eventuelle Leistungen durch die 
Sozialbehörden. 
 
 
 
5. 
Der Träger übermittelt der Gemeinde bis 
spätestens Ende September eines jeden Jahres 
eine Aufstellung für die im folgenden Jahr zu 
erwarteten Ausgaben für die Haushaltsaufstellung 
der Gemeinde. (Haushaltsplan der Einrichtungen 
über den laufenden Betrieb). Kosten für Geräte, 
Einrichtung und Ausstattung die nicht über den 
regulären Haushaltsansatz der Einrichtung zu 
finanzierbar sind, sind gesondert, jeweils einzeln, 
aufzuführen. Sie bedürfen der Zustimmung durch 
die Gemeinde, die grundsätzlich durch die 
Bereitstellung der Mittel im Haushaltsplan der 

Da es sich nicht um einen „Hort“, sondern um eine 
Grundschulkinderbetreuuung handelt, unterliegt 
die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen keinen 
gesetzlichen Voraussetzungen hinsichtlich der 
Räumlichkeiten und der personellen Ausstattung 
bei der Betreuung. Der eingereichten 
Vertragsänderung wird daher nicht zugestimmt. 
Im Übrigen ist die Gemeinde nach wie vor 
Aufgabenträger und achtet von sich aus auf die 
Einhaltung der erforderlichen Vorschriften.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Übermittlung der Aufstellung, der im folgenden 
Jahr zu erwartenden Ausgaben muss aufgrund der 
Haushaltsplanungen der Gemeinde bis aller 
spätestens 30.09. eines jeden Jahres erfolgen. 
Anzustreben wäre eine Übermittlung der Zahlen 
vor diesem Zeitpunkt. Eine Aufstellung getrennt für 
beide Standorte ist nicht erforderlich, da die 
Gemeinde in ihrem Haushalt die Mittel für beide 
Standorte zusammen verbucht. 
 
 
Der Absatz sollte nach Vorschlag der 
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Haushaltsplan der Gemeinde ausgesprochen wird. 
Hierüber wird der Träger benachrichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
Der Träger legt jeweils bis Mai eines jeden Jahres, 
für jeden Standort getrennt, der Gemeinde eine 
Abrechnung über Gesamtkosten und 
Gesamteinnahmen vor, aus der das von der 
Gemeinde zu tragende Defizit zu ersehen ist. Die 
Auflistung der Einnahmen und Ausgaben erfolgt 
nach Konten.  
Die Gemeinde hat jederzeit das Recht in Bezug auf 
die Einnahmen und Ausgaben eine Einzelauflistung 
mit den dazu gehörigen Belegen anzufordern.  
 
 
7.  
Der Träger stellt alle erforderlichen Förderanträge 
in Bezug auf die finanzielle Unterstützung der 
Einrichtung durch Dritte. Hierzu gehören 
insbesondere Förderanträge für die 
Kernzeitbetreuung, Hausaufgabenbetreuung sowie 
Ganztagsbetreuung bzw. Hortbetreuung. 
 
 
8. 
Der Träger verpflichtet sich, mit der Schulleitung, 

Gemeinde ausgesprochen wird. Hierüber wird der 
Träger benachrichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
Der Träger legt jeweils bis Mai eines jeden Jahres 
der Gemeinde eine Abrechnung über 
Gesamtkosten und Gesamteinnahmen vor, aus der 
das von der Gemeinde zu tragende Defizit zu 
ersehen ist. Die Auflistung der Einnahmen und 
Ausgaben erfolgt nach Konten. 
Die Gemeinde hat jederzeit das Recht in Bezug auf 
die Einnahmen und Ausgaben eine Einzelauflistung 
mit den dazu gehörigen Belegen anzufordern. 
 
 
 
7. 
Der Träger stellt die erforderlichen Förderanträge in 
Bezug auf die finanzielle Unterstützung der 
Einrichtung durch Dritte. Hierzu gehören 
insbesondere Förderanträge für die 
Kernzeitbetreuung, flexible Nachmittagsbetreuung 
sowie Hortbetreuung. 
 
 
8. 
Der Träger verpflichtet sich, mit der Schulleitung, 

Gemeindeverwaltung wie folgt lauten:  
 
5. 
Der Träger übermittelt der Gemeinde bis 
spätestens 30.09. eines jeden Jahres eine 
Aufstellung für die im folgenden Jahr zu erwarteten 
Ausgaben, getrennt nach Verwaltungs- und 
Vermögenshaushalt für die Haushaltsaufstellung 
der Gemeinde. Es wird dabei angestrebt, diese 
rechtzeitig vor dem oben genannten Zeitpunkt zu 
übermitteln. 
Der Träger wird schriftlich nach Verabschiedung 
des Haushalts durch den Gemeinderat über die 
Bereitstellung der Haushaltsmittel informiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeindeverwaltung kann dem 
Änderungsvorschlag zustimmen , da tatsächlich 
auch nur die Zuschüsse für die Kernzeitbetreuung, 
flexible Nachmittagsbetreuung sowie 
Hortbetreuung generiert werden. 
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dem Lehrerkollegium sowie der 
Gemeindeverwaltung zum Wohle der anvertrauten 
Kinder vertrauensvoll zusammenzuarbeiten. 
 
 
9. 
Der Träger bietet an der Grundschule in der 
Jahnstraße ein Mittagessen für die betreuten Kinder 
an. Die Gemeinde unterstützt ihn dabei durch die 
Bereitstellung geeigneter Räumlichkeiten innerhalb 
des Schulgebäudes oder durch die Vermittlung 
einer geeigneten Möglichkeit außerhalb des 
Schulgeländes, wie z.B. das Seniorenhaus St. 
Klara. 
 

dem Lehrerkollegium sowie der 
Gemeindeverwaltung zum Wohle der anvertrauten 
Kinder vertrauensvoll zusammenzuarbeiten. 
 
 
9. 
Der Träger bietet an der Grundschule in der 
Jahnstraße ein Mittagessen für die betreuten Kinder 
an. Die Gemeinde unterstützt ihn dabei durch die 
Bereitstellung geeigneter Räumlichkeiten innerhalb 
des Schulgebäudes oder durch die Vermittlung 
einer geeigneten Möglichkeit außerhalb des 
Schulgeländes, wie z.B. das Seniorenhaus St. 
Klara. 
 

§ 5 Leistungen der Gemeinde  
 
1. 
Die Gemeinde trägt alle nicht durch Zuschüsse und 
Beiträge gedeckten, anfallenden Kosten (Personal- 
und Sachkosten) sowie eine 
Verwaltungskostenpauschale in Höhe von 
18.000,00 € pro Jahr, welche sich entsprechend der 
Lohnsteigerungsrate, gemäß TVÖD, Entgeltgruppe 
9, jährlich anpasst. 
 
2. 
Der Träger stellt jeweils auf der Basis der 
übermittelten und vom Gemeinderat genehmigten 
Haushaltsansätze eine Abschlagsrechnung. Die 
Gemeinde leistet hierauf Teilzahlungen von jeweils 
einem Viertel immer zum 03.01., 01.04., 01.07. und 
01.10. eines jeden Jahres. Für das Jahr 2012 wird 
eine Abschlagsrechnung gestellt, die bis zum 
01.09.2012 auszugleichen ist. 
 
3. 
Der Träger erstellt bis zum 31.05. eines jeden 
Jahres eine Schlussrechnung für die im 

§ 5 Leistungen der Gemeinde  
 
1. 
Die Gemeinde trägt alle nicht durch Zuschüsse und 
Beiträge gedeckten, anfallenden Kosten (Personal- 
und Sachkosten) sowie eine 
Verwaltungskostenpauschale in Höhe von 
18.000,00 € pro Jahr, welche sich entsprechend der 
Lohnsteigerungsrate, gemäß TVÖD, Entgeltgruppe 
9, jährlich anpasst. 
 
2. 
Der Träger erteilt jeweils auf Basis des 
übermittelten, vom Gemeinderat genehmigten 
Haushaltsansatzes eine Abschlagsrechnung. Die 
Gemeinde leistet hierauf Teilzahlungen von jeweils 
einem Viertel immer zum 03.01., 1.04., 01.07. und 
01.10. eines jeden Jahres. 
 
 
 
3. 
Der Träger erstellt bis zum 31.05. eines jeden 
Jahres eine Schlussrechnung für die im 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeindeverwaltung kann der Änderung 
zustimmen , da der Abschnitt bezüglich des Jahres 
2012 hinfällig ist. 
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vorangegangenen Jahr erbrachten Leistungen 
(siehe §4 Ziffer 6). Überschüsse werden mit der 
Abschlagszahlung am 01.07. verrechnet. 
Restforderungen des Trägers werden zum gleichen 
Zeitpunkt fällig. 
 
4. 
Die Gemeinde legt die Höhe des Beitrages für die 
Nutzung der Einrichtung fest. Sie wird diesen 
jeweils rechtzeitig dem Träger zur Einziehung 
mitteilen. Die Gemeinde kann dabei auch für 
Teilleistungen, Teilbeiträge festlegen. Teilleistungen 
sind insbesondere Beiträge für die 
„Kernzeitbetreuung“, Hausaufgabenbetreuung und 
darüber hinausgehende Betreuungszeiten sowie 
die Kosten für ein Mittagessen.  
 
 
 
5. 
Die Gemeinde organisiert an der Grundschule Am 
Schwarzen Weg ein Mittagessen für die dort 
betreuten Kinder. Der Träger stellt sicher, dass die 
Betreuung während der Mittagessenszeit 
gewährleistet ist. 
 

vorangegangenen Jahr erbrachten Leistungen 
(siehe §4, Ziffer 6). Überschüsse werden mit der 
Abschlagszahlung am 01.07. verrechnet. 
Restforderungen des Trägers werden zum gleichen 
Zeitpunkt fällig. 
 
4.  
Die Gemeinde legt die Höhe des Beitrages für die 
Nutzung der Einrichtung fest. Sie wird diesen 
jeweils mindestens 2 Monate vor Inkrafttreten dem 
Träger  zur Einziehung mitteilen. Die Gemeinde 
kann dabei auch für Teilleistungen, Teilbeträge 
festlegen. Teilleistungen sind Beiträge für 
Vormittagsbetreuung, Hausaufgabenbetreuung und 
darüber hinausgehende Betreuungszeiten sowie 
die Kosten für ein Mittagessen. 
 
 
 
5. 
Die Gemeinde organsiert an der Grundschule Am 
Schwarzen Weg ein Mittagessen für die dort 
betreuten Kinder. Der Träger stellt sicher, dass die 
Betreuung während der Mittagessenszeit 
gewährleistet ist. 

 
 
 
 
 
 
Die Gemeindeverwaltung kann der Änderung 
nicht zustimmen. Die bisherige Regelung soll 
beibehalten werden. Insbesondere behält sich die 
Gemeindeverwaltung vor, bei Bedarf weitere 
Teilleistungen einzuführen. Die Leistung 
Vormittagsbetreuung existiert nicht. Bei dieser 
Teilleistung handelt es sich um die landesweit 
eingeführte „Kernzeitenbetreuung“ . 
Der Mitteilung der Höhe des Entgelts, mindestens 
2 Monate im Voraus kann zugestimmt werden. 

§ 6 Aufnahme d er Kinder  
 
Die AWO verpflichtet sich, Kinder ohne Rücksicht 
auf ihre Bekenntnis und Ihre Nationalität im 
Rahmen der zu Verfügung stehenden Plätze 
aufzunehmen.  
 
 
 
 
 
 
 

§ 6 Aufnahme der Kinder  
 
Die AWO verpflichtet sich, Kinder ohne Rücksicht 
auf ihre Bekenntnis und ihre Nationalität im 
Rahmen der zu Verfügung stehenden Plätze 
aufzunehmen. 
 
Derzeit sind dies 80 durch den KVJS genehmigte 
Hortplätze (4 Gruppen à 20 Kinder, Stand Mai 
2015). Weitere 30 Plätze (15 je Standort) sind mit 
den derzeit vorhandenen Voraussetzungen mit den 
AWO Standards (siehe Anlage*) vereinbar. 
Der Träger führt im Falle einer Vollbelegung eine 

 
 
 
 
 
 
Die Gemeindeverwaltung kann der Änderung 
nicht zustimmen.  Zum einen ist die Kinderzahl 
stetig variabel und zum anderen ist die Regelung 
zur Führung einer Warteliste seitens der Gemeinde 
nicht gewünscht, da alle Kinder aufgenommen 
werden sollen. Räumlichkeiten sind sowohl in den 
Hortgruppen als auch im Rahmen der 
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Die Aufnahme von Kindern, deren 
Erziehungsberechtigte nicht in der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen wohnen, bedarf der 
Zustimmung der Gemeinde Oberhausen-
Rheinhausen. Eine Beitragsregelung ist in solchen 
Fällen im Einzelfall einvernehmlich zu treffen.  
 

Warteliste. Die Regelung des Nachrückens erfolgt 
nach Sozialkriterien und in Absprache mit der 
Gemeinde.  
 
Die Aufnahme von Kindern, deren 
Erziehungsberechtige nicht in der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen wohnen, bedarf der 
Zustimmung der Gemeinde Oberhausen-
Rheinhausen. Die Beitragsregelung ist in solchen 
Fällen im Einzelfall von der Gemeinde zu regeln. 
 

Kernzeitenbetreuuung, die grundsätzlich in den 
Klassenzimmern stattfinden kann, vorhanden. 

 

§ 7 Dauer des Vertrages  
 
Der Vertrag beginnt am 15.08.2012. Er wird auf 
unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann vom jedem 
Vertragspartner mit einer Kündigungsfrist von 
einem Jahr zum Ende der jeweiligen Sommerferien 
gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der 
Schriftform.  
 

§ 7 Dauer des Vertrages  
 
Der Vertrag beginnt am 15.08.2012. Er wird auf 
unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann vom jedem 
Vertragspartner mit einer Kündigungsfrist von 
einem Jahr zum Ende der jeweiligen Sommerferien 
gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der 
Schriftform.  
 

 
 
Die Gemeindeverwaltung schlägt folgende 
Änderung vor: 
 
Der Vertrag beginnt am 01.09.2016. Er löst den 
Vertrag vom 29.02.2012 ab. Er wird auf 
unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann vom jedem 
Vertragspartner mit einer Kündigungsfrist von 
einem Jahr zum Ende der jeweiligen Sommerferien 
gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der 
Schriftform.  
 

Bisher keine Anlag e zum Vertrag  *Anlage  
 
Räumliche und personelle Mindeststandards der 
AWO im Bereich der Betreuung von Schulkindern 
 
Räumliche Voraussetzungen: 
Für den Betrieb eines Hortes an der Schule sieht 
der KVJS je Hort-Gruppe von bis zu 20 Kindern 
einen geeigneten Raum vor.  
Als geeigneter Raum wird hier z.B. ein 
Klassenzimmer verstanden.  
 
Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 
empfiehlt in seiner Veröffentlichung „Aspekte der 
verlässlichen Grundschule“ von 2002, Seite 31: 

 
 
Grundlage für die Betreuung der 
Grundschulkinder durch die AWO simd die 
gesetzlichen Vorgaben an. Dies ist Grundlage 
des abgeschlossenen Vertrages zur 
Grundschulkinderbetreuung. Weitere Vorgaben 
sind überflüssig und tragen nicht zur Klarheit 
bei.  
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„Räumlichkeiten: Soweit möglich sollte die 
Betreuung an der jeweiligen Schule in dort 
vorhandenen Räumen, eventuell auch in 
Klassenzimmern, stattfinden. (…) Die Betreuung 
kann auch in Räumen in der Nähe der Schule 
durchgeführt werden.  
Wichtig ist bei der Auswahl und der Gestaltung der 
Räume, dass sich die Kinder dort wohlfühlen und 
genügend Handlungsspielraum haben.“ 
 
Als Träger von Kindertagesstätten erachten wir es 
als wichtig für die Betreuung der uns anvertrauten 
Kinder, geeignete Räume vorzuhalten. 
Als geeignet erachten wir Räume die sich Kinder 
selbst aneignen können und die entsprechend ihren 
Bedürfnissen eingerichtet sind. Je länger ein 
Anwesenheitstag der Kinder in einer 
Betreuungseinrichtung ist, desto wichtiger ist die 
Qualität und Größe des Raumes. 
In einem Schülerhort kann zu Ferienzeiten ein 
ganzer Tag bis zu 10 Stunden haben (7.00 Uhr bis 
17.00 Uhr ein Tag in der „Vormittagsbetreuung“ (bis 
13.30 Uhr) bis zu 6,5 Stunden. 
 
Vor diesem Hintergrund erachten wir auch für die 
Vormittagsbetreuung (ehemals Kernzeitbetreuung) 
einen eigens für die Betreuung zugewiesenen 
Raum als wichtig und notwendig. 
 
Der Vorgabe der Gemeinde folgend, dass alle 
angemeldeten Kinder – gleich welcher 
Betreuungsform – die gleiche Qualität an Betreuung 
erfahren sollen, darf auch im Hinblick auf die 
räumlichen Voraussetzungen kein Unterschied 
gemacht werden.  
(Aus diesem Grunde ist es uns wichtig, mittelfristig 
eine Einigung mit der Schulleitung und Kollegium 
der Jahnstraße, bezüglich der Nutzung eines 3ten 
Raumes, zu erzielen.) 
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Personelle Voraussetzungen: 
Für den Betrieb eines Hortes an der Schule sieht 
der KVJS je Hortgruppe (bei mehrgruppigen 
Einrichtungen) einen durchschnittlichen täglichen 
Stundenschlüssel von 0,235 Stellen vor. 
 
Auch hier hat die AWO als Träger von 
Kindertagesstätten den Anspruch, den ihr 
anvertrauten Kindern eine gute Betreuung durch 
fachlich gut qualifiziertes und dem 
Stundenschlüssel entsprechendes 
Betreuungspersonal vorzuhalten.  
 
Nicht in allen Bereichen der Schul- und 
Kinderbetreuung gibt es gesetzliche Vorgaben was 
die Ausbildung und Ausstattung der 
Betreuungskräfte anbelangt.  
Gleichwohl soll auch hier gelten: Gleichbehandlung 
der Kinder, egal für welchen Betreuungsumfang sie 
angemeldet sind. 
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Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen deren 
Stellungnahmen. 
 
Gemeinderätin Hartkorn (CDU) kann dem vorgelegten Beschlussvorschlag folgen 
und die Zustimmung der CDU-Fraktion erteilen. 
 
Gemeinderätin Zieger (FÖDL) stimmt dem Beschlussvorschlag ebenfalls zu. 
 
Gemeinderat Brand (SPD) erteilt ebenfalls die Zustimmung seiner Fraktion. 
 
Gemeinderat Hoffmann (FW) kann abschließend ebenfalls zustimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen  stimmt einstimmig 
der Anpassung des Vertrages über die Betriebsträger schaft der 
Grundschulkinderbetreuung unter der Berücksichtigun g, der von der 
Gemeindeverwaltung vorgeschlagenen Ausführungen zu den einzelnen 
Änderungen, zu. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 8 öffentlich DS-Nr. GR81/2016 
Fachamt: Rechnungsamt  zur Beschlussfassung  
Feststellung des Jahresabschlusses 2015 (Bilanz) fü r den Eigenbetrieb 
Wasserversorgung Oberhausen-Rheinhausen           
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner erläutert kurz den Sachverhalt. Er merkt an das er die 
Tagesordnungspunkte 8 und 9 gemeinsam aufrufen wird 
 
Der Gemeinderat hat gem. § 95 der Gemeindeordnung i.V. mit § 16 
Eigenbetriebsgesetz die Bilanz des Eigenbetriebs Wasserversorgung für das 
Wirtschaftsjahr 2015 festzustellen. 
 
Die Bilanz sowie der Lagebericht inklusive der Gewinn- und Verlustrechnung werden 
den Mitgliedern des Gemeinderates mit den Sitzungsunterlagen in digitaler Form 
bzw. in Papierform zur Verfügung gestellt. 
 
Der Bilanzgewinn  im Wirtschaftsjahr 2015 beträgt 91.192,86 € und soll aus Sicht 
der Verwaltung zur Tilgung des Verlustvortrages mit einem anteiligen Betrag von 
3.216,12 € verwendet werden. Der restliche Betrag von 87.976,74 € soll auf neue 
Rechnung vorgetragen werden. 
 
Der Gewinn des Jahres 2008 in Höhe von 71.751,00 € wurde durch Beschluss des 
Gemeinderates vom 28.09.2009, der Gewinn des Jahres 2009 von 21.265,14 € 
wurde durch Beschluss des Gemeinderates vom 22.11.2010 jeweils zur Tilgung des 
Verlustvortrages per 31.12.2009 verwendet und der Verlust des Jahres 2010 von 
21.730,43 € und 2011 von 10.542,86 € wurde auf neue Rechnung vorgetragen. Der 
Gewinn des Jahres 2012 von 33.817,49 €, der Gewinn des Jahres 2013 von 
31.823,42 € und der Gewinn des Jahres 2014 von 22.213,99 € wurde zur Tilgung 
des Verlustvortrages verwendet, so dass zum 31.12.2014 der ausgewiesene Verlust 
noch 3.216,12 € beträgt. Der Gewinn des Jahres 2015 in Höhe von 91.192,86 € soll 
wiederum zur Tilgung des restlichen Verlustvortrages verwendet werden. Der 
verbleibende Gewinn von 87.976,74 € soll aus Sicht der Betriebsleitung auf neue 
Rechnung vorgetragen werden. Dadurch enthält die Bilanz 2015 keine 
Verlustausweisung mehr. 
 
In der Bilanz zum 31.12.2015 setzt sich das Eigenkapital  auf der Passivseite der 
Bilanz in Höhe von 1.087.976,74 € aus dem Stammkapital in Höhe von 
1.000.000,00 € (von der Gemeinde) und dem anteiligen Gewinn aus 2015 von 
87.976,74 € zusammen. 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen um deren 
Stellungnahmen. 
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Gemeinderat Prestel (CDU) bedankt sich im Namen seiner Fraktion bei der 
gesamten Gemeindeverwaltung, vor allem aber bei Herrn Maier mit seinem Team 
aus dem Rechnungsamt, für die geleistete Arbeit und die Erstellung der 
Jahresrechnung für das Jahr 2015. Er kann den Beschlussvorschlägen zu den 
Tagesordnungspunkten 8 und 9 zustimmen. 
 
Gemeinderat Zieger (FÖDL) bedankt sich ebenfalls recht herzlich bei allen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Gemeindeverwaltung, insbesondere bei Herrn 
Maier vom Rechnungsamt. Die Fraktion der FÖDL erteilt ihr Einvernehmen zu den 
Beschlussvorschlägen der Tagesordnungspunkte 8 und 9.  
 
Gemeinderat Brand (SPD) spricht ebenfalls seinen Dank für die Erstellung der 
Jahresrechnung 2014 aus. Selbstverständlich kann er die Zustimmung der SPD-
Fraktion zu den Beschlussvorschlägen der Tagesordnungspunkte 8 und 9 erteilen. 
 
Gemeinderat Hoffmann (FW) bedankt sich bei allen Beteiligten für die großartige 
Arbeit und stimmt den Beschlussvorschlägen zu den Tagesordnungspunkten 8 und 9 
in vollem Umfang zu. 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig der Feststellung des Jahresabschlusses 
2015 laut beigefügter Anlage 9 zu § 12 Eigenbetrieb sverordnung zu. 
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Anlage 9 zu § 12 Eigenbetriebsverordnung 

 
Angaben über 

 
1. Feststellung des Jahresabschlusses 2015 

 
2. die Verwendung des Jahresgewinns/Behandlung des 

Jahresverlusts 
 

- in Euro- 
 
 
1. Feststellung des Jahresabschlusses  
 
1.1 Bilanzsumme  3.358.875,18 
 
1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite  auf 
 - das Anlagevermögen 3.057.027,43 
 - das Umlaufvermögen 301.847,75 
 
1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite  auf 
 - das Eigenkapital 1.087.976,74 
 - die empfangenen Ertragszuschüsse 20.901,00 
 - die Rückstellungen 5.294,57 
 - die Verbindlichkeiten 2.244.702,87 
 
1.2 Jahresgewinn 91.192,86 
 
 Summe der Erträge 703.111,19 
 Summe der Aufwendungen 611.918,33 
 
 
2. Verwendung des Jahresgewinnes/Behandlung des Jah resverlustes 
 
2.1 Verwendung des Jahresgewinnes 
 
 a) zur Tilgung des Verlustvortrages 3.216,12 
 b) zur Einstellung der Rücklagen --- 
 c) zur Abführung an den Haushalt der Gemeinde --- 
 d) auf neue Rechnung vorzutragen 87.976,74 
 
2.2 Behandlung des Jahresverlustes 
 
 a) zu tilgen aus dem Gewinnvortrag --- 
 b) aus dem Haushalt der Gemeinde auszugleichen --- 
 c) auf neue Rechnung vorzutragen --- 
 d) durch Entnahme aus der allgemeinen Rücklage --- 
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3. Verwendung der für das Wirtschaftsjahr nach 

§ 14 Absatz 3 EigBG für den Haushalt  
eingeplanten Finanzierungsmittel  0,00 
 
 

4.       Entlastung der Betriebsleitung 
 
Der Betriebsleitung wird hiermit gemäß § 16 Absatz 3 EigBG Entlastung erteilt. 
 
 
  
 
 
Oberhausen-Rheinhausen, den 27.06.2016 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 9 öffentlich DS-Nr. GR82/2016 
Fachamt: Rechnungsamt  zur Beschlussfassung  
Feststellung des Jahresabschlusses 2015 (Bilanz) fü r den Eigenbetrieb 
Abwasserbeseitigung Oberhausen-Rheinhausen           
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  hat die Tagesordnungspunkte 8 und 9 gemeinsam 
aufgerufen. 
 

Sachverhalt 
 
Der Gemeinderat hat gem. § 95 der Gemeindeordnung i.V. mit § 16 
Eigenbetriebsgesetz die Bilanz des Eigenbetriebs Abwasserbeseitigung für das 
Wirtschaftsjahr 2015 festzustellen. 
 
Die Bilanz sowie der Lagebericht inklusive der Gewinn- und Verlustrechnung werden 
den Mitgliedern des Gemeinderates mit den Sitzungsunterlagen in digitaler Form 
bzw. in Papierform zur Verfügung gestellt. Die Gebührenüberdeckung im 
Wirtschaftsjahr 2015 beträgt 151.784,20 € und soll mit einem anteiligen Betrag von 
135.308,40 € aus Sicht der Verwaltung in die Gebührenausgleichsrückstellung 
eingestellt werden. Mit dem restlichen Betrag von 16.475,80 € wird der noch 
vorhandene Verlust aus dem Wirtschaftsjahr 2013 ausgeglichen. Zum Ende des 
Wirtschaftsjahres 2015 weißt die Gebührenausgleichsrückstellung auf der Passiv-
Seite der Bilanz einen Betrag von 261.976,24 €. Dieser Betrag wird den 
Gebührenpflichtigen in den Folgejahren bei der Gebührenkalkulation gutgeschrieben. 
 
Da der Tagesordnungspunkt gemeinsam mit dem Tagesordnungspunkt 8 aufgerufen 
wurde, erfolgt keine gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen. 
 
 
Beschluss:  
 
1. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig der Feststellung des Jahresabschlusses 
2015 laut beigefügter Anlage 9 zu § 12 Eigenbetrieb sverordnung zu. 
 
2. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig der Einstellung d er 
Gebührenüberdeckung von 151.784,20 € in die 
Gebührenausgleichsrückstellung auf der Passiv-Seite  der Bilanz zu. Der 
Restanteil der Gebührenunterdeckung aus 2013 von 16 .475,80 € wird aus der 
Gebührenausgleichsrückstellung entnommen, so dass i n den Folgejahren 
noch eine Rückstellung von 261.976,24 € Gebühren mi ndernd den 
Gebührenpflichtigen zur Verfügung steht. 
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Anlage 9 zu § 12 Eigenbetriebsverordnung 

 
Angaben über 

 
Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetrieb es 
Abwasserbeseitigung Oberhausen-Rheinhausen für das 

Wirtschaftsjahr 2015 (01.01. bis 31.12.) 
 

Das Ergebnis des Jahresabschlusses – Bilanz, Gewinn  – und 
Verlustrechnung und Anhang – des Eigenbetriebes 

Abwasserbeseitigung Oberhausen-Rheinhausen im Wirts chaftsjahr 
2015 wird wie folgt festgestellt: 

 
- in Euro- 

 
 
1. Feststellung des Jahresabschlusses  
 
1.1 Bilanzsumme  7.356.320,85 
 
1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite  auf 
 - das Anlagevermögen 7.033.684,41 
 - das Umlaufvermögen 322.636,44 
 
1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite  auf 
 - das Eigenkapital 0,00 
 - die empfangenen Ertragszuschüsse 1.569.928,17 
 - die Rückstellungen 266.560,81 
 - die Verbindlichkeiten 5.519.831,87 
 
1.2 Jahresgewinn/Jahresverlust (-) 0,00 
 
 Summe der Erträge 1.145.581,26 
 Summe der Aufwendungen 1.145.581,26 
 
 
2. Verwendung des Jahresgewinns/Behandlung des Jahr esverlustes 
 
 
2.1 Verwendung des Jahresgewinns 
 
 a) zur Tilgung des Verlustvortrages --- 
 b) zur Einstellung der Rücklagen --- 
 c) zur Abführung an den Haushalt der Gemeinde --- 
 d) auf neue Rechnung vorzutragen --- 
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2.2 Behandlung des Jahresverlustes 
 
 a) zu tilgen aus dem Gewinnvortrag --- 
 b) aus dem Haushalt der Gemeinde auszugleichen --- 
 c) auf neue Rechnung vorzutragen --- 
 
 
Nachrichtlich: 
 
Die Gebührenüberdeckung 2015 in Höhe von 151.784,20 € wurde mit einem 
anteiligen Betrag in Höhe von 135.308,40 € in die Gebührenausgleichsrückstellung 
eingestellt und in Höhe von 16.475,80 € zur Abdeckung der Kostenunterdeckung der 
Vorjahre verwendet. 
 
 
3. Verwendung der für das Wirtschaftsjahr nach 

§ 14 Absatz 3 EigBG für den Haushalt  
eingeplanten Finanzierungsmittel  0,00 € 
 
 

4.        Entlastung der Betriebsleitung 
 
 
Der Betriebsleitung wird hiermit gemäß § 16 Absatz 3 EigBG Entlastung erteilt. 
 
 
 
Oberhausen-Rheinhausen, den 27.06.2016 
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Protokol l zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhausen -Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 10 öffentlich DS-Nr. GR83/2016 
Fachamt: Rechnungsamt  zur Beschlussfassung  
Satzung zur Änderung der Satzung über die Benutzung  von Obdachlosen - und 
Flüchtlingsunterkünften           
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  erläutert ausführlich den Sachverhalt des 
Tagesordnungspunktes. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 21.03.2016, TOP 
Nr. 8, DS-Nr. GR31/2016 der Neufassung der Satzung über die Benutzung von 
Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften zugestimmt. Die Gebühren pro Wohnplatz 
und Kalendermonat einschließlich der Betriebskosten nach § 13 dieser Satzung 
betragen nach den von der Verwaltung vorgelegten Kalkulationen in den 
nachfolgenden Gebäuden wie folgt: 
 
Jahnstraße 59-61  = 151,00 € 
Kriegsstraße 21 b  = 150,00 € 
Marienstraße 50  = 146,00 € 
Marienstraße 85  = 179,00 € 
Schützenstraße 41  = 168,00 € 
 
Wie bereits in der Vorlage am 21.03.2016 ausgeführt, möchte die Verwaltung bei 
hinzukommenden Wohngebäuden/Wohnungen für alle Wohngebäude/Wohnungen 
eine einheitliche Gebühr  pro Person und Monat festlegen, da die 
Ausstattungsmerkmale der einzelnen Häuser gleichwertig sind. (§ 13 
Kommunalabgabengesetz Baden-Württemberg). Darüber hinaus vereinfacht eine 
einheitliche Gebühr die Abwicklung innerhalb der Verwaltung und führt auch unter 
den Bewohnern zu keinen Diskussionen. Insoweit würden die ursprünglich 
vorgesehenen getrennten Gebühren aufgegeben werden. Zwischenzeitlich stimmt 
auch die Rechtsaufsichtsbehörde dieser Regelung zu. Bisher wurden getrennte 
Gebühren ausgewiesen, da im Gesamtüberblick noch nicht absehbar war, dass ein 
gleichmäßiger Ausbauzustand aller Obdachlosenunterkünfte erreicht wird. Es wäre 
daher mit Mehraufwand verbunden gewesen, eine Einheitsgebühr in Teilgebühren 
aufzusplitten. Der umgekehrte Weg stellt sich als unproblematischer dar.  
 
Die ermittelte Gebühr von 155,00 € pro Person errechnet sich aus der Aufstellung 
sämtlicher Gebäude/Wohnungen und deren individueller Kalkulation. Bei 
Gesamtkosten (Abschreibungen, Verzinsung des Anlagekapitals, 
Unterhaltungsaufwendungen, Nebenkosten und Verwaltungskosten) von 
293.270,81 € und einer Personenzahl von 157 ergibt sich die genannte 
Monatsgebühr von 155,00 €/Person/Monat – siehe Anlage 1 . 
Dies wiederum bedeutet, dass die am 21.03.2016 beschlossene Satzung geändert 
werden muss – siehe Anlage 2 . 
 
Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und 
Flüchtlingsunterunterkünften sowie die Kalkulationen zur Berechnung der 



Nr. 7/2016 
 

-114- 
 

einheitlichen Gebühr von 155,00 €/Person wurden vorab mit dem Landratsamt 
Karlsruhe, Kommunal- und Prüfungsamt abgestimmt, Änderungen haben sich dabei 
keine ergeben.  
 
Hinweis: 
Die jeweiligen Gebühren pro Monat und Person für die einzelnen 
Gebäude/Wohnungen kann aus der Auflistung in Anlage 3  entnommen werden. 
Diese Gebühren müsste man individuell erheben, wenn keine einheitliche Gebühr 
beschlossen würde. 
 
Nach seinen Ausführungen lässt Bürgermeister Büchner  den Gemeinderat ohne 
gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen über den Beschlussvorschlag 
abstimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
1. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig der beiliegenden Gebührenkalkulation lt. 
Anlage 1 für die Benutzung der Obdachlosen- und Flü chtlingsunterkünfte in 
der Amalienstraße 16, Luisenstraße 55, Marienstraße  31, Wilhelmstraße 34, 
Haydnstraße 6, Kolpingstraße 48, Jahnstraße 59-61, Kriegsstraße 21 b, 
Marienstraße 50, Schützenstraße 41 und Marienstraße  85  zu. 
 
2. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig den in diesen Geb ührenkalkulationen 
enthaltenen Abschreibungs- und Zinssätzen sowie der  Abschreibungs- und 
Verzinsungsmethode zu. 
 
3. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig den Prognosen und  Schätzungen der 
Verwaltung für die Gebührenkalkulationen zu. 
 
4. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig der einheitlichen  Gebühr von 155,00 € pro 
Person und Monat zu. 
 
5. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig der Satzung zur Ä nderung der Satzung 
über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlings unterkünften nach 
Anlage 2 zu. 
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Anlage 2 

Satzung 
 

zur Änderung der Satzung über die Benutzung von Obd achlosen- 
und Flüchtlingsunterkünften 
 
 
Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie §§ 
2 und 13 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen am 27. Juni 2016  folgende 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und 
Flüchtlingsunterkünften in der Fassung vom 21.03.2016 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
§ 13 Absatz 2 (Gebührenhöhe) erhält folgende Fassun g: 
 
 
(2) Die Gebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt pro Wohnplatz und 
Kalendermonat 155,00 €. 
 

§ 2 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Oberhausen-Rheinhausens, den 27.06.2016 
 
 
B ü c h n e r 
Bürgermeister 
 
 
Hinweis: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim 
Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn 
sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt der die 
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 
über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium : Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 11 öffentlich DS-Nr. GR84/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Vergabe eines Schulnamens für die Grundschule an der 
Jahnstraße           
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  merkt an, dass die Grundschule an der Jahnstraße im 
Ortsteil Oberhausen einen eigenständigen Namen, der sie, wie es im Schulgesetz 
des Landes Baden-Württemberg in § 24 geregelt ist, von anderen Schulen im Ort 
unterscheidet, wünscht. Hierzu fand eine Namensvorschlagsammlung innerhalb der 
Schüler-, Eltern-und Lehrerschaft statt. Im Rahmen der Schulkonferenz am 
08.06.2016 wurden aus allen eingereichten Vorschlägen zwei Favoriten gewählt. 
Diese werden nun dem Gemeinderat, als Vertreter des Schulträgers, zur 
Entscheidung vorgelegt. 
 
Die Favoriten der Schule sind: 
 
Vorgeschlagener Name  Abstimmungsverhältnis  
Kastanienhof-Grundschule Oberhausen 70% 
Storchen-Grundschule Oberhausen 30% 
 
Die inhaltlichen Beweggründe zu den Namensvorschlägen, die in den Schulgremien 
diskutiert wurden, werden nachstehend mitgeteilt: 
 
1. Kastanienhof-Grundschule Oberhausen 
Die Kastanienbäume stehen markant im Hof der Grundschule. Sie stellen einen 
Mittelpunkt im Schulhof dar und faszinieren die Schüler das ganze Jahr, sei es, wenn 
sie in Blüte stehen, wenn sie Früchte tragen oder ihre gefärbten Blätter verlieren. Die 
Kastanien bekleiden die Schule schon seit Jahrzehnten, haben die Jahre überdauert 
und sind mit der Schulgemeinschaft mitgewachsen. 
 
2. Storchen-Grundschule Oberhausen 
Die Störche sind ein Teil der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen. Für die Schule 
und die Schülerschaft sind sie von Bedeutung, weil sie in deren Schulumfeld sehr 
aktiv sind. Sie schreiten über den Schulhof, sie fliegen an den Fenstern vorbei, man 
kann sie laut klappern hören. Somit sind diese interessanten Tiere inzwischen auch 
ein Teil des Schullebens geworden. 
 
Die Schule bittet den Schulträger um Unterstützung bei der Namensfindung. 
 
 

Stellungnahme der Gemeindeverwaltung 
 
Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Namensgebung einer Schule werden 
nachstehend wiedergegeben. 
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Nach § 24 SchGBW gibt der Schulträger jeder öffentlichen Schule einen Namen, der 
die Schulart und den Schulort angibt und die Schule von den anderen am selben Ort 
bestehenden Schulen unterscheidet. Bei öffentlichen Schulen der Gemeinde ist die 
Schulaufsichtsbehörde von der beabsichtigten Namensgebung zu unterrichten. Die 
obere Schulaufsichtsbehörde kann die Führung des Namens untersagen, wenn 
pädagogische Gründe oder öffentliche Belange es geboten erscheinen lassen. 
 
Die Schulkonferenz entscheidet nach Maßgabe dieses Gesetzes über die 
Stellungnahme der Schule gegenüber dem Schulträger zur Namensgebung der 
Schule (§ 47 Abs. 3 SchGBW) 
 
Namensgeber ist somit grundsätzlich der Schulträger. Die Schulkonferenz ist 
lediglich berechtigt, eine Stellungsname der Schule abzugeben, wenn der 
Schulträger eine Namensgebung beabsichtigt. 
 
Vielfach ist es jedoch so, dass der Wunsch zur Namensgebung auch von der Schule 
selbst kommt. Hier ist die Grundschule von sich aus aktiv geworden und hat bereits 
Schüler, Eltern und Lehrer eingebunden. In einem Auswahlverfahren einigte man 
sich auf zwei Favoriten, die dem Gemeinderat nun vorgestellt werden. Beide 
Vorschläge haben einen intensiven Bezug zur Schule, wie sich auch aus der 
Begründung heraus lesen lässt. Die Gemeindeverwaltung könnte sich mit beiden 
Namensgebungen anfreunden, würde jedoch dem Mehrheitsvorschlag der 
Schulkonferenz den Vorzug geben. 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen deren 
Stellungnahmen. 
 
Gemeinderätin Hartkorn (CDU) schlägt als Namen „Kastanienhof-Grundschule 
Oberhausen“ vor. 
 
Gemeinderat Aumüller (FÖDL) spricht sich ebenfalls für den Schulnamen 
„Kastanienhof-Grundschule Oberhausen“ aus. 
 
Gemeinderätin Egenberger (SPD) und die Fraktion der SPD schlagen als 
Schulnamen „Kastanienhof-Grundschule Oberhausen“ vor. 
 
Gemeinderat Strubel (FW) spricht sich abschließend ebenfalls für den Schulnamen 
„Kastanienhof-Grundschule Oberhausen“ aus. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, der Grundsch ule in der Jahnstraße 
den Namen  „Kastanienhof-Grundschule Oberhausen“  zu geben. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage d er Gemeinde Oberhausen -Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 12 öffentlich DS-Nr. GR85/2016 
Fachamt: Bürgerbüro  zur Beschlussfassung  
Vorzeitige Baufreigabe und Antrag auf einen Investi tionszuschuss für eine 
Terrassenüberdachung bei der Lager- und Übungshalle  der Musikvereinigung 
Oberhausen 1889 e.V.      
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  stellt fest, dass mit Schreiben vom 06.06.2016 die 
Musikvereinigung Oberhausen 1889 e.V. die vorzeitige Baufreigabe  für eine 
Terrassenüberdachung bei der Lager- und Übungshalle bei der Radrennbahn 
beantragt. Die Lager- und Übungshalle wird als Ersatzprobenraum im Sommer 
genutzt. Um den zur Gartenseite gelegenen Teil des Gebäudes mit Zugang zur 
Freifläche witterungsgeschützt besser nutzen zu können, soll eine 
Terrassenüberdachung hergestellt werden. Es hat sich gezeigt, dass temporäre 
Zeltbauten keinen hinreichenden Schutz bieten. Des Weiteren ist die nach 
Südwesten ausgerichtete Gebäudefassade stark der Witterung ausgesetzt und das 
auf der Bodenplatte stehenbleibende Niederschlagswasser kann in das Mauerwerk 
eindringen. Die Verwaltung der Musikvereinigung Oberhausen hat beschlossen, die 
Maßnahme in Angriff zu nehmen und möglichst zum Juli 2016 fertig zu stellen. 
 
 

Investitionszuschuss 
 
Hierfür beantragt die Musikvereinigung Oberhausen 1889 e.V. einen 
Investitionszuschuss. Für die Terrassenüberdachung ist bereits über mehrere Jahre 
hintereinander eine Haushaltsanmeldung erfolgt (letztmals 2013). Diese wurde 
jedoch nie in Anspruch genommen und deshalb in den letzten Jahren nicht mehr 
erneuert. Das Angebot sowie die Planunterlagen sind als Anlagen beigefügt. 
 
In den Vereinsförderrichtlinien der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen ist in Bezug 
auf Investitionen folgendes geregelt: 
 
Investitionszuschüsse 
 

1. Die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen kann Zuschüsse zur Errichtung vereinseigener 
Baulichkeiten sowie im Einzelfall für Sanierungsmaßnahmen gewähren. 

 
2. Bezuschusst werden nur Maßnahmen, die dem unmittelbaren Vereinszweck dienen (z.B. der 

aktiven Sportausübung). Der Bau, der Ausbau oder die Sanierung von Vereinsgaststätten 
sind hiervon ausgenommen. 

 
3. Die Zuschusshöhe beträgt 25% der zuschussfähigen Aufwendungen. 

 
… 

 
6.  Zuschussanträge nach Nr. VI müssen bis spätestens 30.09. des dem beabsichtigten 

Baubeginn vorausgehenden Jahres bei der Verwaltung eingegangen sein. 
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7.  Der förderungsfähige Aufwand muss mindestens 5.000,-- € betragen. 

 
Nach den vorgelegten Unterlagen betragen die Kosten für die Durchführung der 
Maßnahme 5.000 € (ohne Eigenleistungen). Über die Höhe des Zuschusses wird im 
Rahmen der Haushaltsberatungen für das Jahr 2017 entschieden werden. 
 
Eine baurechtliche Würdigung ist mit der vorzeitigen Baufreigabe nicht verbunden. 
 
 
Nach seinen Ausführungen lässt Bürgermeister Büchner  den Gemeinderat ohne 
gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen über den Beschlussvorschlag 
abstimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
1. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig einer vorzeitigen  Baufreigabe zum Bau 
einer Terrassenüberdachung bei der Lager- und Übung shalle der 
Musikvereinigung Oberhausen 1889 e.V. zu. 
 
2. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig auch aus eigentum srechtlicher Sicht zu. 
 
3. 
Der Gemeinderat wird in den Haushaltsplanberatungen  für das Jahr 2017 über 
die Höhe des beantragten Investitionszuschusses ber aten und Beschluss 
fassen. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016 

TOP Nr.: 13 öffentlich DS-Nr. GR86/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Gemeinsc haftsschule Oberhausen Rheinhausen  
Beschluss über die Vergabe Heizungsbau, lufttechnis che Anlagen, 
Dachabdichtungsarbeiten und Sanitäre Anlagen      
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  geht kurz auf die Sitzungsvorlage ein. Die Gemeinde hat 
die Leistungen für lufttechnische Anlagen, Heizungsanlagen, 
Dachabdichtungsarbeiten sowie Sanitäre Anlagen in den BNN vom 07.05.2016 
öffentlich ausgeschrieben. Die Angebotseröffnung fand am 31.05.2016 im Rathaus in 
Oberhausen-Rheinhausen statt. Nachstehend werden die Ergebnisse sowie die 
Vergabevorschläge dem Gemeinderat zur Entscheidung mitgeteilt. 
 
 

Heizungsanlage 
 
Zum Zeitpunkt der Angebotseröffnung lagen der Gemeindeverwaltung die 
nachstehenden Angebote vor: 
 
Firma  Angebotssumme  
Schuppler Heizungsbau GmbH und Co. KG, Schönbornstraße 6, 
68753 Waghäusel 

118.878,98 € 

Essenpreis Haustechnik GmbH, Justus von Liebig Straße 8,  
76684 Östringen 

125.197,72 € 

Alexander Ochs Wärmetechnik GmbH, An der Raumfabrik 31B,  
76227 Karlsruhe 

147.587,58 € 

 
Wirtschaftlichster Anbieter ist die Firma Schuppler, Waghäusel zum Angebotspreis 
von 118.878,98 €. Für die Isolierungsarbeiten wird das Unternehmen die Firma 
Dzinovic GmbH einsetzen. Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen kann die 
Gemeindeverwaltung die Vergabe an die Firma Schuppler empfehlen. Das 
Unternehmen ist als qualifizierter und leistungsstarker Betrieb bekannt. 
Die Kostenberechnung des Architekturbüros ergab für das Gewerk Heizung einen 
Betrag von 137.445,00 € 
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Lufttechnische Anlagen 
 
Auch bei den lufttechnischen Anlagen lagen zum Zeitpunkt der Eröffnung der 
Angebote drei Angebote bei der Gemeindeverwaltung vor. 
 
Firma  Angebotssumme  Alternativangebot  
Julius Leibig, Waghäusler Straße 113 A, 
68794 Oberhausen Rheinhausen 

190.170,64 € 167.971,31 € 

Roland Christ GmbH, Lazarettstraße 1, 
66981 Münchweiler 

182.226,58 €  

Maier GmbH Lüftungs-Verfahrenstechnik, 
Altwingertweg 6, 68766 Hockenheim 

189.916,16 €  

 
Die Firma Julius Leibig überträgt Teilleistungen, auf die der Betrieb nicht eingerichtet 
ist, an ein Unternehmen. Dies betrifft ausschließlich die Isolierung. Eine Firma, die 
diese Arbeiten ausführt, wurde bisher nicht genannt. Das Unternehmen erklärt, dass 
es eine selbst gefertigte Kurzfassung des Leistungsverzeichnis abgibt und mit seiner 
Unterschrift, die verfasste Urschrift des Leistungsverzeichnisses, als allein 
verbindlich anerkennt. Ferner erklärt es, dass das vorgeschlagene Produkt Inhalt 
ihres Angebotes sei, wenn die Beschreibungen der Teilleistungen den Zusatz 
„gleichwertig“ enthalten und von ihm keine Produktangaben eingetragen wurden. 
Alternativ werden für die Lüftungsgeräte das Fabrikat AL-KO angeboten. Die 
Gleichwertigkeit des Alternativangebots wurde durch das beauftragte Ingenieurbüro 
geprüft. Sie können aus technischer Sicht als gleichwertig gewertet werden. Die 
dafür erforderlichen Datenblätter lagen dem Angebot bei. Das Unternehmen ist als 
qualifizierter und leistungsstarker Betrieb bekannt.  
Die Gemeindeverwaltung schlägt vor der Firma Julius Leibig, 68794 Oberhausen-
Rheinhausen den Auftrag für die Durchführung der Leistungen auf der Basis des 
Alternativangebotes zum Angebotspreis von 167.971,31 € zu erteilen. 
Die Kostenberechnung des Architekturbüros ergab zu erwartende Kosten in Höhe 
von 202.300,00 €. 
 
 

Sanitäre Anlagen 
 
Für die Werkleistung sanitäre Anlagen lagen zum Zeitpunkt der Angebotseröffnung 
ebenfalls drei Angebote vor. 
 
Firma  Angebotssumme  
Michael Lamprecht, Inhaber Adrian Postweiler, Fasanenstraße 13-15, 
76131 Karlsruhe 

69.342,78 € 

Fuller GmbH, Veilchenstraße 33,76131 Karlsruhe 75.809,10 € 
Alexander Ochs Wärmetechnik GmbH, An der Raumfabrik 31 B,  
76227 Karlsruhe 

83.787,33 € 

 
Der wirtschaftlichste Anbieter, die Firma Michael Lamprecht hat das Angebot in Form 
eines EDV-Ausdruckes als Kurztext abgegeben. Die Vorblätter zum Angebot wurden 
unterschrieben abgegeben. Bei Position 2.15 wurden die Mengenangaben fehlerhaft 
in den EDV-Ausdruck übernommen. An Stelle von 25 Pressfitting-Übergangsstücken 
wurden versehentlich 1.815 im Angebot eingetragen. Durch die Korrektur ergab sich 
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eine Änderung der Rangfolge gegenüber der bei der Eröffnung der Angebote 
eingetragenen Preise. 
Das Unternehmen ist dem beauftragten Ingenieurbüro als qualifizierter und 
leistungsstarker Betrieb bekannt. Die Gemeindeverwaltung schlägt daher vor, der 
Firma Michael Lamprecht, 76131 Karlsruhe den Auftrag für die durch Durchführung 
der Arbeiten zu erteilen. 
Die Kostenberechnung des Architekturbüros ergab für den Bereich sanitäre Anlagen 
einen Betrag von 79.730,00 €. 
 

Dachabdichtungsarbeiten 
 
Zum Zeitpunkt der Submission lagen der Gemeindeverwaltung 10 Angebote für die 
Ausführung der Dachabdichtungsarbeiten vor. Ein Unternehmen musste von der 
Wertung ausgeschlossen werden, da nicht alle Angaben im Leistungsverzeichnis 
ausgefüllt wurden. 
 
Firma  Angebotssumme  
Horn & Horn GmbH, Sperberstraße 12,68753 Waghäusel 84.811,24 € 
Schlager GmbH Bedachungen, Großklamm 7, 76287 Rheinstetten 96.275,34 € 
MDM-Bedachungen, Wittelsbacher Straße 42, 67434 Neustadt 97.014,67 € 
Bernd Waldenberger GmbH, Oberstraße 33, 67126 Hochdorf 98.433,11 € 
Dachdeckerei Stegmaier, Karlsburgstraße 11,76227 Karlsruhe 98.864,61 € 
Strippel Bedachungen GmbH, Wachhausstraße 43, 76227 Karlsruhe 100.833,53 € 
Bihler GmbH, Kisselbronner Straße 29, 75177 Pforzheim 102.263,13 € 
Holl Flachdachbau GmbH & Co. KG, 67360 Lingenfeld 107.983,22 € 
Ludt + Leier GmbH, Draisstraße 4A, 68794 Oberhausen Rheinhausen 111.002,13 € 
Wierig GmbH Dach und Fassade, Donaustraße 64-66, 68199 Mannheim 116.252,67 € 
 
Das wirtschaftlichste Angebot wurde von der Firma Horn & Horn GmbH abgegeben. 
Das Unternehmen ist der Gemeindeverwaltung als leistungsfähig bekannt. 
Die Kostenberechnung des Architekturbüros ergab Kosten in Höhe von 92.257,37 € 
für die Durchführung der Dachabdichtungsarbeiten. 
 
Nach seinen Ausführungen lässt Bürgermeister Büchner  den Gemeinderat ohne 
gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen über den Beschlussvorschlag 
abstimmen. 
 
 
Beschluss:  
 
1. 
Der Gemeinderat beschließt, der Firma Schuppler Hei zungsbau GmbH und Co. 
KG, Schönbornstraße 6, 68753 Waghäusel  den Auftrag zur Durchführung der 
Heizungsbauarbeiten an der Gemeinschaftsschule zum Angebotspreis von 
118.878,98 € zu erteilen. 
 
2. 
Der Gemeinderat beschließt, der Firma Julius Leibig , Waghäusler Straße 
113 A, 68794 Oberhausen Rheinhausen den Auftrag zur  Durchführung der 
Lüftungsbauarbeiten an der Gemeinschaftsschule zum Angebotspreis für das 
Alternativangebot von 167.971,31 € zu erteilen. 
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3. 
Der Gemeinderat beschließt, der Firma Michael Lampr echt, Inhaber Adrian 
Postweiler, Fasanenstraße 13-15, 76131 Karlsruhe de n Auftrag zur 
Durchführung der Arbeiten im Bereich sanitäre Anlag en an der 
Gemeinschaftsschule zum Angebotspreis von 69.342,78  € zu erteilen. 
 
4. 
Der Gemeinderat beschließt, der Firma Horn & Horn G mbH, 68753 Waghäusel 
den Auftrag zur Durchführung der Dachabdichtungsarb eitenan an der 
Gemeinschaftsschule zum Angebotspreis von 84.811,24  € zu erteilen. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 27.06.2016  

TOP Nr.: 14 öffentlich DS-Nr. GR87/2016 
Fachamt: Rechnungsamt  zur Beschlussfassung  
Annahme von Spenden            
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  merkt an, dass der Gemeinderat letztmals am 25.04.2016 
der Annahme von Spenden zustimmte.  
 
Die Gemeinde hat seit dieser Sitzung folgende weite re Geldspenden erhalten: 
 
Herrn Hasselbach       120,00 € für den Sozialfonds 
(weitere Angaben sind unbekannt) 
 
Herrn und Frau         50,00 € für den Sozialfonds  
Helmut und Ingrid Osterroth 
Schanzenstraße 58 
68794 Oberhausen-Rheinhausen 
 
 
Nach seinen Ausführungen lässt Bürgermeister Büchner  über den nachstehenden 
Beschlussvorschlag ohne gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen abstimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig der Annahme der o ben genannten 
Geldspenden zu. 
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Bekanntgaben 
 
Bürgermeister Büchner gibt bekannt, dass der Gemeinderat in den kommenden 
Tagen eine Sitzungsvorlage im Rahmen einer Umlaufsitzung erhalten wird. Dabei 
geht es um überplanmäßige Ausgaben hinsichtlich der Betriebskosten (Stromkosten) 
beim Pumpwerk Wagbach.  
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Hinweis: 
 
Die Audio-Aufnahmen der Sitzung sind Bestandteil de s Protokolls. 
 
 
 
Der Protokollführer:       Der Bürgermeister: 
 
 
 
Der Gemeinderat: 
 


